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1. Vertragsumfang und Gültigkeit 

1.1. Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle Dienstleistungen und Lieferungen, 
die der Auftragnehmer im Rahmen dieses Vertrages für die in Österreich 
installierten Computersysteme durchführt. Einkaufsbedingungen des Auftraggebers 
werden für das gegenständliche Rechtsgeschäft und die gesamte 
Geschäftsbeziehung hiermit ausgeschlossen. 

Angebote sind grundsätzlich freibleibend. 

2. Leistungsumfang 

2.1. Die Durchführung der vertragsgegenständlichen Leistungen durch den 
Auftragnehmer erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart wurde, nach seiner Wahl 
am Standort des Computersystems oder in den Geschäftsräumen des 
Auftragnehmers innerhalb der normalen Arbeitszeit des Auftragnehmers. Erfolgt 
ausnahmsweise und auf Wunsch des Auftraggebers eine Leistungserbringung 
außerhalb der normalen Arbeitszeit, werden die Mehrkosten gesondert in Rechnung 
gestellt. Die Auswahl des die vertragsgegenständlichen Leistungen erbringenden 
Mitarbeiters obliegt dem Auftragnehmer, der berechtigt ist, hierfür auch Dritte 
heranzuziehen. 

2.2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die vertragsgegenständlichen 
Softwareprogramme entsprechend dem Leistungsumfang der jeweils nachstehenden 
vertraglich vereinbarten Supportklasse zu erfüllen: 

Supportklasse A: 

- Informationsservice: 

Der Auftraggeber wird über neue Programmstände, verfügbare Updates, 
Programmentwicklungen etc. informiert. 

- Hotline-Service: 

Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber innerhalb der vereinbarten Hotline-
Zeiten des Auftragnehmers bei fallweise auftretenden Problemen für 
Beratungen im Zusammenhang mit dem Einsatz der vertragsgegenständlichen 
Softwareprogramme zur Verfügung stehen. Der Auftragnehmer ist berechtigt, 
bei wiederholter Inanspruchnahme dieser Beratung für gleichartige Probleme 
eine weitere vertragsgegenständliche Beratung von zusätzlichen, außerhalb 
dieses Vertrages liegenden, kostenpflichtigen Schulungsmaßnahmen abhängig zu 
machen. 

- Archivierung und Bereitstellung der vertragsgegenständlichen 
Softwareprogramme: 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Archivierung der von ihm entwickelten 
und vertragsgegenständlichen Softwareprogramme in vom Computer lesbarer 
Form sowie der Dokumentation in einem zur Erfüllung der Verpflichtungen nach 
diesem Vertrag notwendigen Umfang und stellt diese falls notwendig, 
entsprechend den Bestimmungen des dem Erwerb zugrundeliegenden Vertrages, 
dem Auftraggeber zur Verfügung. 

Supportklasse B: 

- Update Service: 

Der Auftragnehmer stellt zum von ihm festgelegten Termin dem Auftraggeber 
die vom Hersteller bereitgestellten Programm-Updates zur Verfügung. In diesen 
sind Korrekturen von Fehlern, Behebung eventueller Programmprobleme, die 



weder beim Probelauf noch beim Praxiseinsatz innerhalb der 
Gewährleistungsfrist auftreten, Verbesserungen des Leistungsumfanges, 
Änderungen der Softwareprogramme aufgrund gesetzlicher Änderungen 
enthalten. 

Gesetzliche Änderungen, die zu einer neuen Programmlogik führen, d.h. 
Änderungen bereits vorhandener Funktionen, die zu neuen Programmen und 
Programmodulen führen, sowie eventuell notwendige Erweiterungen der 
Hardware, fallen nicht unter Leistungen dieses Vertrages. Diese Programme 
werden neben den notwendigen Datenträgern und Dokumentationen dem 
Auftraggeber gesondert angeboten. 

Supportklasse C: 

- Installation von Programm-Updates: 

Der Auftragnehmer übernimmt das Einspielen bzw. Aufsetzen der neuen 
Programm-Updates auf das vertragsgegenständliche Computersystem. 

- Problembehandlung vor Ort: 

Falls die Problembehandlung des vertraglich festgelegten Leistungsumfanges 
nicht durch Hotline-Service, Remote-Support etc. gelöst werden kann, wird der 
Auftragnehmer diese am Standort des Computersystems vornehmen. 

2.3. Ein zu behandelnder Fehler liegt vor, wenn das jeweils vertragsgegenständliche 
Softwareprogramm ein zu der entsprechenden 
Leistungsbeschreibung/Dokumentation in der jeweils letztgültigen Fassung 
abweichendes Verhalten aufweist und dieses vom Auftraggeber reproduzierbar ist. 

Mängelrügen sind schriftlich an den Auftragnehmer zu richten. Zwecks genauer 
Untersuchung von eventuell auftretenden Fehlern ist der Auftraggeber verpflichtet, 
das von ihm verwendete Computersystem (bei Systemen im Online-Verbund mit 
anderen Rechnern auch die entsprechende Verbindung), Softwareprogramme, 
Protokolle, Diagnoseunterlagen und Daten in angemessenem Umfang für 
Testzwecke während der Normalarbeitszeit dem Auftragnehmer kostenlos zur 
Verfügung zu stellen und den Auftragnehmer zu unterstützen. Erkannte Fehler, die 
vom Auftragnehmer zu vertreten sind, sind von diesem in angemessener Frist einer 
Lösung zuzuführen: 

Von dieser Verpflichtung ist der Auftragnehmer dann befreit, wenn im Bereich des 
Auftraggebers liegende Mängel dies behindern und von diesem nicht beseitigt 
werden. 

Eine Lösung des Fehlers erfolgt durch ein Software-Update oder durch angemessene 
Ausweichlösungen. 

3. Nicht durch diesen Vertrag gedeckte Leistungen 

3.1. Falls nicht explizit in diesem Vertrag anders geregelt, die Kosten für Fahrt, 
Aufenthalt und Wegzeit für die mit der Ausführung der Dienstleistung beauftragten 
Personen des Auftragnehmers. 

3.2. Im Falle unberechtigter Inanspruchnahme von Leistungen ist der Auftragnehmer 
berechtigt, die angefallenen Kosten dem Auftraggeber mit den jeweils gültigen 
Kostensätzen in Rechnung zu stellen. 

3.3. Leistungen, die durch Betriebssystem-, Hardwareänderungen und/oder durch 
Änderungen von nicht vertragsgegenständlichen wechselseitig programmabhängigen 
Softwareprogrammen und Schnittstellen bedingt sind. 

3.4. Individuelle Programmanpassungen bzw. Neuprogrammierungen. 



3.5. Programmänderungen aufgrund von Änderungen gesetzlicher Vorschriften, wenn sie 
eine Änderung der Programmlogik erfordern. 

3.6. Der Auftragnehmer wird von allen Verpflichtungen aus dem vorliegenden Vertrag 
frei, wenn Programmänderungen in den vertragsgegenständlichen 
Softwareprogrammen ohne vorhergehende Zustimmung des Auftragnehmers von 
Mitarbeitern des Auftraggebers oder Dritten durchgeführt, oder die 
Softwareprogramme nicht widmungsgemäß verwendet werden. 

3.7. Eine barrierefreie Ausgestaltung iSd Bundesgesetzes über die Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)“, 
diese kann gesondert angefordert werden. 

3.8. Die Beseitigung von durch den Auftraggeber oder Dritten verursachten Fehlern. 

3.9. Verluste oder Schäden, die direkt oder indirekt durch Handlungen oder 
Unterlassungen bei der Bedienung durch den Auftraggeber oder Anwender 
entstehen. 

3.10. Datenkonvertierungen, Wiederherstellung von Datenbeständen und 
Schnittstellenanpassungen. 

4. Preise 

4.1. Die genannten Preise verstehen sich ab Erfüllungsort. Die Kosten von 
Programmträgern (z.B. Magnetbändern, Magnetplatten, Magnetbandkassetten usw.) 
sowie Dokumentationen und allfällige Vertragsgebühren werden gesondert in 
Rechnung gestellt. 

4.2. Für Dienstleistungen, die in den Geschäftsräumen des Auftragnehmers erbracht 
werden können, jedoch auf Wunsch des Auftraggebers ausnahmsweise bei diesem 
erbracht werden, trägt der Auftraggeber die Kosten für Fahrt, Aufenthalt und 
Wegzeit für die mit der Ausführung der Dienstleistung beauftragten Personen des 
Auftragnehmers. 

4.3. Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei nach Vertragsabschluß eintretenden 
Steigerungen von Lohn- und Materialkosten bzw. sonstigen Kosten und Abgaben, die 
umseitig angeführten Pauschalbeträge entsprechend zu erhöhen und dem 
Auftraggeber ab dem auf die Erhöhung folgenden Monatsbeginn anzulasten. Die 
Erhöhungen gelten vom Auftraggeber von vornherein akzeptiert, wenn sie nicht 
mehr als 10% jährlich betragen. 

4.4. Alle Gebühren und Steuern (insbesondere UST) werden aufgrund der jeweils 
gültigen Gesetzeslage berechnet. Falls die Abgabenbehörden darüber hinaus 
nachträglich Steuern oder Abgaben vorschreiben, gehen diese zu Lasten des 
Auftraggebers. 

5. Liefertermine 

5.1. Der Auftragnehmer ist bestrebt, innerhalb angemessener Frist auf die jeweiligen 
Anfragen des Auftraggebers während der normalen Arbeitszeit des Auftragnehmers 
Auskunft zu geben. 

5.2. Dem Auftraggeber steht wegen Überschreitung der in Aussicht gestellten Termine 
weder das Recht auf Rücktritt noch auf Schadenersatz zu. 

5.3. Teillieferungen und Vorauslieferungen sind zulässig. 



6. Zahlung 

6.1. Die vereinbarten Pauschalkostenbeträge sind vom Auftraggeber für das 
Kalenderjahr/Teiljahr im vorhinein zahlbar. 

6.2. Die vom Auftragnehmer gelegten Rechnungen sind 14 Tage nach Fakturendatum 
ohne Abzug und spesenfrei fällig. 

6.3. Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet eine wesentliche Bedingung 
für die Durchführung der Lieferung bzw. Vertragserfüllung durch den 
Auftragnehmer. Die Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungen berechtigen den 
Auftragnehmer, die laufenden Arbeiten einzustellen und vom Vertrag 
zurückzutreten. Alle damit verbundenen Kosten sowie der Gewinnentgang sind vom 
Auftraggeber zu tragen. Bei Zahlungsverzug werden Verzugszinsen im banküblichen 
Ausmaß verrechnet. Bei Nichteinhaltung zweier Raten bei Teilzahlungen ist der 
Auftragnehmer berechtigt, Terminverlust in Kraft treten zu lassen und übergebene 
Akzepte fällig zu stellen. 

6.4. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen nicht vollständiger 
Gesamtlieferung, Garantie- oder Gewährleistungsansprüche oder Bemängelungen 
zurückzuhalten. 

7. Vertragsdauer 

7.1. Das Vertragsverhältnis, welches eine fachgerechte Installation des ordnungsgemäß 
erworbenen vertragsgegenständlichen Softwareprogrammes voraussetzt, beginnt 
mit Unterzeichnung des Vertrages und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 
Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres von einem der Vertragspartner schriftlich gekündigt werden, 
frühestens jedoch nach Ablauf des 36. Vertragsmonates. Wenn das 
vertragsgegenständliche Softwareprogramm nachweislich außer Betrieb gestellt 
wird oder untergeht, kann das Vertragsverhältnis unter Berücksichtigung einer 
dreimonatigen Kündigungsfrist vorzeitig aufgelöst werden. In diesem Fall wird für 
die nicht konsumierte Leistung der aliquote Teil des Jahrespauschales auf ein vom 
Auftraggeber bekanntzugebendes österreichisches Bankkonto überwiesen. 

8. Leistungsstörungen 

8.1.  Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur vertragsgemäßen Erbringung der 
Dienstleistungen. Erbringt der Auftragnehmer die Dienstleistungen nicht zu den 
vorgesehenen Zeitpunkten oder nur mangelhaft, d.h. mit wesentlichen 
Abweichungen von den vereinbarten Qualitätsstandards, ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, mit der Mängelbeseitigung umgehend zu beginnen und innerhalb 
angemessener Frist seine Leistungen ordnungsgemäß und mangelfrei zu erbringen, 
indem er nach seiner Wahl die betroffenen Leistungen wiederholt oder notwendige 
Nachbesserungsarbeiten durchführt. 

8.2.  Beruht die Mangelhaftigkeit auf Beistellungen oder Mitwirkungen des Auftraggebers 
oder auf einer Verletzung der Verpflichtungen des Auftraggebers gemäß Punkt 3.9, 
ist jede unentgeltliche Pflicht zur Mängelbeseitigung ausgeschlossen. In diesen 
Fällen gelten die vom AN erbrachten Leistungen trotz möglichen Einschränkungen 
dennoch als vertragsgemäß erbracht. Der Auftragnehmer wird auf Wunsch des 
Auftraggebers eine kostenpflichtige Beseitigung des Mangels unternehmen. 

8.3.  Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer bei der Mängelbeseitigung unterstützen 
und alle erforderlichen Informationen zur Verfügung stellen. Aufgetretene Mängel 
sind vom Auftraggeber unverzüglich schriftlich oder per E-Mail dem Auftragnehmer 



zu melden. Den durch eine verspätete Meldung entstehenden Mehraufwand bei der 
Fehlerbeseitigung trägt der Auftraggeber. 

8.4. Die Gewährleistungsfrist beträgt 6 Monate. Mängelrügen sind jedoch nur gültig, 
wenn sie reproduzierbare Mängel betreffen und wenn sie innerhalb von 4 Wochen 
nach Lieferung der vereinbarten Leistung schriftlich dokumentiert erfolgen. Im 
Falle der Gewährleistung hat Verbesserung jedenfalls Vorrang vor Preisminderung 
oder Wandlung. Bei gerechtfertigter Mängelrüge werden die Mängel in 
angemessener Frist behoben, wobei der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle zur 
Untersuchung und Mängelbehebung erforderlichen Maßnahmen ermöglicht. Die 
Beweislastumkehr, also die Verpflichtung des Auftragnehmers zum Beweis seiner 
Unschuld am Mangel, ist ausgeschlossen. 

9. Haftung 

9.1.  Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber für von ihm nachweislich verschuldete 
Schäden nur im Falle groben Verschuldens. Dies gilt sinngemäß auch für Schäden, 
die auf vom Auftragnehmer beigezogene Dritte zurückgehen. Im Falle von 
verschuldeten Personenschäden haftet der Auftragnehmer unbeschränkt. 

9.2.  Die Haftung für mittelbare Schäden -  wie beispielsweise entgangenen Gewinn, 
Kosten die mit einer Betriebsunterbrechung verbunden sind, Datenverluste oder 
Ansprüche Dritter - wird ausdrücklich ausgeschlossen. 

9.3.  Schadensersatzansprüche verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften, jedoch 
spätestens mit Ablauf eines Jahres ab Kenntnis des Schadens und des Schädigers. 

 
9.4.  Sofern der Auftragnehmer das Werk unter Zuhilfenahme Dritter erbringt und in 

diesem Zusammenhang Gewährleistungs- und/oder Haftungsansprüche gegenüber 
diesen Dritten entstehen, tritt der Auftragnehmer diese Ansprüche an den 
Auftraggeber ab. Der Auftraggeber wird sich in diesem Fall vorrangig an diese 
Dritten halten. 

 
9.5. Soweit und solange Verpflichtungen infolge höherer Gewalt, wie z.B. Krieg, 

Terrorismus, Naturkatastrophen, Feuer, Streik, Aussperrung, Embargo, hoheitlicher 
Eingriffe, Ausfall der Stromversorgung, Ausfall von Transportmitteln, Ausfall von 
Telekommunikationsnetzen bzw. Datenleitungen, sich auf die Dienstleistungen 
auswirkende Gesetzesänderungen nach Vertragsabschluss oder sonstiger 
Nichtverfügbarkeit von Produkten nicht fristgerecht oder nicht ordnungsgemäß 
erfüllt werden können, stellt dies keine Vertragsverletzung dar. 

10. Standort 

10.1. Der Standort der vertragsgegenständlichen Computersysteme ist vertraglich 
festgelegt. Bei einem eventuellen Standortwechsel der Computersysteme ist der 
Auftragnehmer berechtigt, den Pauschalkostensatz neu festzulegen oder den 
Vertrag vorzeitig aufzulösen. 

11. Urheberrecht und Nutzung 

11.1. Alle Urheberrechte an den vereinbarten Leistungen (Programme, Dokumentationen 
etc.) stehen dem Auftragnehmer bzw. dessen Lizenzgebern zu. Der Auftraggeber 
erhält ausschließlich das Recht, die Software nach Bezahlung des vereinbarten 
Entgelts ausschließlich zu eigenen Zwecken, nur für die im Vertrag spezifizierte 
Hardware und im Ausmaß der erworbenen Anzahl der Lizenzen für die gleichzeitige 
Nutzung auf mehreren Arbeitsplätzen zu verwenden. Durch den gegenständlichen 



Vertrag wird lediglich eine Werknutzungsbewilligung erworben. Eine Verbreitung 
durch den Auftraggeber ist gemäß Urheberrechtsgesetz ausgeschlossen. Durch die 
Mitwirkung des Auftraggebers bei der Herstellung der Software werden keine 
Rechte über die im gegenständlichen Vertrag festgelegte Nutzung erworben. Jede 
Verletzung der Urheberrechte des Auftragnehmers zieht Schadenersatzansprüche 
nach sich, wobei in einem solchen Fall volle Genugtuung zu leisten ist. 

11.2. Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensicherungszwecke ist dem 
Auftraggeber unter der Bedingung gestattet, dass in der Software kein 
ausdrückliches Verbot des Lizenzgebers oder Dritter enthalten ist, und dass 
sämtliche Copyright- und Eigentumsvermerke in diese Kopien unverändert 
mitübertragen werden. 

11.3. Sollte für die Herstellung der Interoperabilität der gegenständlichen Software die 
Offenlegung der Schnittstellen erforderlich sein, ist dies vom Auftraggeber gegen 
Kostenvergütung beim Auftragnehmer zu beantragen. Kommt der Auftragnehmer 
dieser Forderung nicht nach und erfolgt eine Dekompilierung gemäß 
Urheberrechtsgesetz, sind die Ergebnisse ausschließlich zur Herstellung der 
Interoperabilität zu verwenden. Missbrauch hat Schadenersatz zur Folge. 

12. Loyalität 

12.1. Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. Sie werden jede 
Abwerbung und Beschäftigung, auch über Dritte, von Mitarbeitern, die an der 
Realisierung der Aufträge gearbeitet haben, des anderen Vertragspartners während 
der Dauer des Vertrages und 12 Monate nach Beendigung des Vertrages unterlassen. 
Der dagegen verstoßende Vertragspartner ist verpflichtet, pauschalierten 
Schadenersatz in der Höhe eines Jahresgehaltes des Mitarbeiters zu zahlen. 

13. Geheimhaltung 

13.1. Der Auftragnehmer verpflichtet seine Mitarbeiter, die Bestimmungen gemäß § 6 des 
Datenschutzgesetzes einzuhalten. 

14. Sonstiges 

14.1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder unwirksam 
werden, so wird hierdurch der übrige Inhalt dieses Vertrages nicht berührt. Die 
Vertragspartner werden partnerschaftlich zusammenwirken, um eine Regelung zu 
finden, die den unwirksamen Bestimmungen möglichst nahe kommt. 

15. Schlussbestimmungen 

15.1. Soweit nicht anders vereinbart, gelten die zwischen Unternehmern zur Anwendung 
kommenden gesetzlichen Bestimmungen ausschließlich nach österreichischem 
Recht, auch dann, wenn der Auftrag im Ausland durchgeführt wird. Für eventuelle 
Streitigkeiten gilt ausschließlich die örtliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen 
Gerichtes für den Geschäftssitz des Auftragnehmers als vereinbart. Für den Verkauf 
an Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur insoweit, als das Konsumentenschutzgesetz nicht zwingend 
andere Bestimmungen vorsieht. Die Nichteinhaltung wesentlicher 
Vertragsbestandteile berechtigt die Vertragspartner zur vorzeitigen fristlosen 
Auflösung des Vertrages. 

15.2.  Änderungen und Ergänzungen des Vertrags bedürfen der Schriftform. Das gilt auch 
für die Aufhebung dieses Formerfordernisses. 



15.3.  Sollten eine oder mehrere Bestimmungen des Vertrags ganz oder teilweise 
unwirksam oder nicht durchführbar sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen hierdurch nicht berührt. Die unwirksame oder 
undurchführbare Bestimmung ist durch eine sinngemäße gültige Regelung zu 
ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren 
Klausel am nächsten kommt. 

15.4.  Jede Verfügung über die aufgrund des Vertrags bestehenden Rechte oder Pflichten 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des jeweils anderen 
Vertragspartners. Der Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, den Vertrag auch ohne 
Zustimmung des AG auf ein mit dem Auftragnehmer konzernrechtlich verbundenes 
Unternehmen zu übertragen. 

15.5.  Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Erfüllung seiner Verpflichtungen ganz 
oder teilweise Dritter zu bedienen. 

 
 
 
Der Fachverband Unternehmensberatung und Informationstechnologie empfiehlt als 
wirtschaftsfreundliches Mittel der Streitschlichtung nachfolgende Mediationsklausel: 
 
Für den Fall von Streitigkeiten aus diesem Vertrag, die nicht einvernehmlich 
geregelt werden können, vereinbaren die Vertragsparteien einvernehmlich zur 
außergerichtlichen Beilegung des Konfliktes eingetragene Mediatoren (ZivMediatG) 
mit dem Schwerpunkt WirtschaftsMediation aus der Liste des Justizministeriums 
beizuziehen. Sollte über die Auswahl der WirtschaftsMediatoren oder inhaltlich kein 
Einvernehmen hergestellt werden können, werden frühestens ein Monat ab 
Scheitern der Verhandlungen rechtliche Schritte eingeleitet. 
 
Im Falle einer nicht zustande gekommenen oder abgebrochenen Mediation, gilt in 
einem allfällig eingeleiteten Gerichtsverfahren österreichisches Recht. 
Sämtliche aufgrund einer vorherigen Mediation angelaufenen notwendigen 
Aufwendungen, insbesondere auch jene für eine(n) beigezogene(n) 
RechtsberaterIn, können vereinbarungsgemäß in einem Gerichts- oder 
Schiedsgerichtsverfahren als „vorprozessuale Kosten“ geltend gemacht werden. 
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Die vorliegenden AGB sind lediglich als Mustervorlage für die Gestaltung von AGB zu 
verstehen. Die enthaltenen Bestimmungen sind Vorschläge, von denen im Einzelfall 
abgewichen werden kann. Wird in einem konkreten Vertrag Abweichendes vereinbart, ist 
es zur Vermeidung von Missverständnissen grundsätzlich hilfreich, dezidiert darauf 
hinzuweisen, welche Bestimmung der AGB die vertragliche Vereinbarung konkret abändert 
(z.B.: „diese Regelung ersetzte Punkt x. der AGB“). Die Verwendung des Musters kann die 
begleitende Konsultation eines rechtskundigen Beraters nicht ersetzen. 

Folgende Anmerkungen sind zu beachten: 

Gültigkeit 

Grundsätzlich gehen vertragliche Vereinbarungen den in AGB enthaltenen Bestimmungen 
vor. Darüber hinaus werden AGB nur dann Vertragsinhalt, wenn dies (nachweislich) – am 
besten schriftlich – vereinbart wird. Gleichzeitig (vor Vertragsabschluss) müssen die AGB 
dem Auftraggeber übermittelt werden. Die Übermittlung der AGB nach Vertragsabschluss 
auf Rechnungen, Lieferscheinen oder dergleichen ist grundsätzlich wirkungslos. 
Nachteilige, ungewöhnliche und überraschende Klauseln in AGB, also Klauseln mit denen 
der Auftraggeber nach den Begleitumständen des Vertrages und dem Erscheinungsbild der 
Urkunde nicht zu rechnen braucht, werden nicht Vertragsinhalt, es sei denn, der 
Auftraggeber wurde ausdrücklich (nachweislich) darauf hingewiesen. Gewerbetreibende, 
die regelmäßig AGB verwenden, haben die AGB in den dem Kundenverkehr dienenden 
Räumlichkeiten auszuhängen. 

Datenschutz & Geheimhaltung 

Der Verantwortliche, der Auftragsverarbeiter und ihre Mitarbeiter haben 
personenbezogene Daten aus Datenverarbeitungen, die ihnen ausschließlich auf Grund 
ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, 
unbeschadet sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit 
kein rechtlich zulässiger Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich 
gewordenen personenbezogenen Daten besteht (Datengeheimnis). Mitarbeiter sind 
hierüber und über allfällige Folgen eines Verstoßes zu belehren.  

Aufgrund der bevorstehenden Änderungen durch die EU-Datenschutz-Grundverordnung und 
das österreichische Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 (künftig: DSG) wird empfohlen, 
weitere datenschutzrechtliche Klauseln nicht in den AGB direkt aufzunehmen, sondern hier 
ein Extra-Blatt auszuhändigen.  

Es ist darauf zu achten, dass sowohl allfällige datenschutzrechtliche Einwilligungen 
ordentlich eingeholt werden als auch Informationspflichten rechtzeitig und vollständig 
erfüllt werden. Zudem ist ein Auftragsverarbeitervertrag abzuschließen, wenn Daten für 
den Kunden im Rahmen des Auftrags verarbeitet werden (wovon in dieser Branche 
auszugehen ist). Muster und Näheres hierzu finden sich unter: www.wko.at/datenschutz 
bzw. unter www.ubit.at.       

Achtung: Dem Wesen des Werkvertrages entsprechend steht es dem Auftragnehmer zu, 
sich bei der Herstellung des Werkes durch andere selbständige Dritte vertreten zu lassen. 
Davon zu unterscheiden ist die Heranziehung von – dem Auftragnehmer ohnehin 
zuzurechnenden – eigenen Hilfspersonen (etwa Angestellte des Auftragnehmers).  
Datenschutzrechtlich gesehen müssen Sie sich allerdings, wenn Sie Daten einem Sub-
Auftragsverarbeiter im Rahmen des Auftrages weitergeben möchten, diese Weitergabe mit 
dem Auftraggeber vereinbart haben. Das wird entweder im Auftragsverarbeitervertrag 
geregelt oder in einer separaten Vereinbarung.  

http://www.wko.at/datenschutz
https://www.wko.at/branchen/information-consulting/unternehmensberatung-buchhaltung-informationstechnologie/it-dienstleistung/start.html


Sonstiges 

Der Gerichtsstand müsste in der vertraglichen Vereinbarung mit dem Kunden nochmals 

explizit vereinbart werden. 
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1. Vertragsumfang und Gültigkeit 

1.1. Alle Aufträge und Vereinbarungen sind nur dann rechtsverbindlich, wenn sie vom 
Auftragnehmer schriftlich und firmengemäß gezeichnet werden und verpflichten nur 
in dem in der Auftragsbestätigung angegebenem Umfang. Einkaufsbedingungen des 
Auftraggebers werden für das gegenständliche Rechtsgeschäft und die gesamte 
Geschäftsbeziehung hiermit ausgeschlossen. Angebote sind grundsätzlich 
freibleibend. 

2. Leistung und Prüfung 

2.1. Gegenstand eines Auftrages kann sein: 

- Ausarbeitung von Organisationskonzepten 

- Global- und Detailanalysen 

- Erstellung von Individualprogrammen 

- Lieferung von Bibliotheks- (Standard-)Programmen 

- Erwerb von Nutzungsberechtigungen für Softwareprodukte 

- Erwerb von Werknutzungsbewilligungen 

- Mitwirkung bei der Inbetriebnahme (Umstellungsunterstützung) 

- Telefonische Beratung 

- Programmwartung 

- Erstellung von Programmträgern 

- Sonstige Dienstleistungen 

2.2. Die Ausarbeitung individueller Organisationskonzepte und Programme erfolgt nach 
Art und Umfang der vom Auftraggeber vollständig zur Verfügung gestellten 
bindenden Informationen, Unterlagen und Hilfsmittel. Dazu zählen auch 
praxisgerechte Testdaten sowie Testmöglichkeiten in ausreichendem Ausmaß, die 
der Auftraggeber zeitgerecht, in der Normalarbeitszeit und auf seine Kosten zur 
Verfügung stellt. Wird vom Auftraggeber bereits auf der zum Test zur Verfügung 
gestellten Anlage im Echtbetrieb gearbeitet, liegt die Verantwortung für die 
Sicherung der Echtdaten beim Auftraggeber. 

2.3. Grundlage für die Erstellung von Individualprogrammen ist die schriftliche 
Leistungsbeschreibung, die der Auftragnehmer gegen Kostenberechnung aufgrund 
der ihm zur Verfügung gestellten Unterlagen und Informationen ausarbeitet bzw. 
der Auftraggeber zur Verfügung stellt. Diese Leistungsbeschreibung ist vom 
Auftraggeber auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen und mit seinem 
Zustimmungsvermerk zu versehen. Später auftretende Änderungswünsche können zu 
gesonderten Termin- und Preisvereinbarungen führen. 

2.4. Individuell erstellte Software bzw. Programmadaptierungen bedürfen für das 
jeweils betroffene Programmpaket einer Programmabnahme spätestens vier 
Wochen ab Lieferung durch den Auftraggeber. Diese wird in einem Protokoll vom 
Auftraggeber bestätigt. (Prüfung auf Richtigkeit und Vollständigkeit anhand der vom 
Auftragnehmer akzeptierten Leistungsbeschreibung mittels der unter Punkt 2.2. 
angeführten zur Verfügung gestellten Testdaten). Lässt der Auftraggeber den 
Zeitraum von vier Wochen ohne Programmabnahme verstreichen, so gilt die 
gelieferte Software mit dem Enddatum des genannten Zeitraumes als abgenommen. 
Bei Einsatz der Software im Echtbetrieb durch den Auftraggeber gilt die Software 
jedenfalls als abgenommen. 
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Etwa auftretende Mängel, das sind Abweichungen von der schriftlich vereinbarten 
Leistungsbeschreibung, sind vom Auftraggeber ausreichend dokumentiert dem 
Auftragnehmer zu melden, der um rasche mögliche Mängelbehebung bemüht ist. 
Liegen schriftlich gemeldete, wesentliche Mängel vor, das heißt, dass der 
Echtbetrieb nicht begonnen oder fortgesetzt werden kann, so ist nach 
Mängelbehebung eine neuerliche Abnahme erforderlich. 

Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die Abnahme von Software wegen 
unwesentlicher Mängel abzulehnen. 

2.5. Bei Bestellung von Bibliotheks-(Standard-)Programmen bestätigt der Auftraggeber 
mit der Bestellung die Kenntnis des Leistungsumfanges der bestellten Programme. 

2.6. Sollte sich im Zuge der Arbeiten herausstellen, dass die Ausführung des Auftrages 
gemäß Leistungsbeschreibung tatsächlich oder juristisch unmöglich ist, ist der 
Auftragnehmer verpflichtet, dies dem Auftraggeber sofort anzuzeigen. Ändert der 
Auftraggeber die Leistungsbeschreibung nicht dahingehend bzw. schafft die 
Voraussetzung, dass eine Ausführung möglich wird, kann der Auftragnehmer die 
Ausführung ablehnen. Ist die Unmöglichkeit der Ausführung die Folge eines 
Versäumnisses des Auftraggebers oder einer nachträglichen Änderung der 
Leistungsbeschreibung durch den Auftraggeber, ist der Auftragnehmer berechtigt, 
vom Auftrag zurückzutreten. Die bis dahin für die Tätigkeit des Auftragnehmers 
angefallenen Kosten und Spesen sowie allfällige Abbaukosten sind vom Auftraggeber 
zu ersetzen. 

2.7. Ein Versand von Programmträgern, Dokumentationen und Leistungsbeschreibungen 
erfolgt auf Kosten und Gefahr des Auftraggebers. Darüber hinaus vom Auftraggeber 
gewünschte Schulung und Erklärungen werden gesondert in Rechnung gestellt. 
Versicherungen erfolgen nur auf Wunsch des Auftraggebers. 

2.8. Ausdrücklich weisen wir daraufhin, dass eine barrierefreie Ausgestaltung (von 
Websites) iSd Bundesgesetzes über die Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen (Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG)“ nicht im 
Angebot enthalten ist, sofern diese nicht gesondert/ individuell vom Auftraggeber 
angefordert wurde. Sollte die barrierefreie Ausgestaltung nicht vereinbart worden 
sein, so obliegt dem Auftraggeber die Überprüfung der Leistung auf ihre Zulässigkeit 
im Hinblick auf das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz durchzuführen. Ebenso 
hat der Auftraggeber von ihm bereit gestellte Inhalte auf ihre rechtliche, 
insbesondere wettbewerbs-, marken-, urheber- und verwaltungsrechtliche 
Zulässigkeit zu überprüfen. Der Auftragnehmer haftet im Falle leichter 
Fahrlässigkeit oder nach Erfüllung einer allfälligen Warnpflicht gegenüber dem 
Kunden nicht für die rechtliche Zulässigkeit von Inhalten, wenn diese vom Kunden 
vorgegeben wurden. 

3. Preise, Steuern und Gebühren 

3.1. Alle Preise verstehen sich in Euro ohne Umsatzsteuer. Sie gelten nur für den 
vorliegenden Auftrag. Die genannten Preise verstehen sich ab Geschäftssitz bzw. -
stelle des Auftragnehmers. Die Kosten von Programmträgern (z.B. CD’s, 
Magnetbänder, Magnetplatten, Floppy Disks, Streamer Tapes, Magnetbandkassetten 
usw.) sowie allfällige Vertragsgebühren werden gesondert in Rechnung gestellt. 

3.2. Bei Bibliotheks- (Standard)-Programmen gelten die am Tag der Lieferung gültigen 
Listenpreise. Bei allen anderen Dienstleistungen (Organisationsberatung, 
Programmierung, Einschulung, Umstellungsunterstützung, telefonische Beratung 
usw.) wird der Arbeitsaufwand zu den am Tag der Leistungserbringung gültigen 
Sätzen verrechnet. Abweichungen von einem dem Vertragspreis zugrundeliegenden 
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Zeitaufwand, der nicht vom Auftragnehmer zu vertreten ist, wird nach 
tatsächlichem Anfall berechnet. 

3.3. Die Kosten für Fahrt-, Tag- und Nächtigungsgelder werden dem Auftraggeber 
gesondert nach den jeweils gültigen Sätzen in Rechnung gestellt. Wegzeiten gelten 
als Arbeitszeit. 

4.  Liefertermin 

4.1. Der Auftragnehmer ist bestrebt, die vereinbarten Termine der Erfüllung 
(Fertigstellung) möglichst genau einzuhalten. 

4.2. Die angestrebten Erfüllungstermine können nur dann eingehalten werden, wenn der 
Auftraggeber zu den vom Auftragnehmer angegebenen Terminen alle notwendigen 
Arbeiten und Unterlagen vollständig, insbesondere die von ihm akzeptierte 
Leistungsbeschreibung lt. Punkt 2.3. zur Verfügung stellt und seiner 
Mitwirkungsverpflichtung im erforderlichen Ausmaß nachkommt. 

Lieferverzögerungen und Kostenerhöhungen, die durch unrichtige, unvollständige 
oder nachträglich geänderte Angaben und Informationen bzw. zur Verfügung 
gestellte Unterlagen entstehen, sind vom Auftragnehmer nicht zu vertreten und 
können nicht zum Verzug des Auftragnehmers führen. Daraus resultierende 
Mehrkosten trägt der Auftraggeber. 

4.3. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten bzw. Programme umfassen, ist der 
Auftragnehmer berechtigt, Teillieferungen durchzuführen bzw. Teilrechnungen zu 
legen. 

5. Zahlung 

5.1.  Die vom Auftragnehmer gelegten Rechnungen inklusive Umsatzsteuer sind 
spätestens 14 Tage ab Fakturenerhalt ohne jeden Abzug und spesenfrei zahlbar. Für 
Teilrechnungen gelten die für den Gesamtauftrag festgelegten 
Zahlungsbedingungen analog. 

5.2. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten (z.B. Programme und/oder Schulungen, Reali-
sierungen in Teilschritten) umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, nach 
Lieferung jeder einzelnen Einheit oder Leistung Rechnung zu legen. 

5.3. Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet eine wesentliche Bedingung 
für die Durchführung der Lieferung bzw. Vertragserfüllung durch den 
Auftragnehmer. Die Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungen berechtigen den 
Auftragnehmer, die laufenden Arbeiten einzustellen und vom Vertrag 
zurückzutreten. Alle damit verbundenen Kosten sowie der Gewinnentgang sind vom 
Auftraggeber zu tragen. 

Bei Zahlungsverzug werden Verzugszinsen im banküblichen Ausmaß verrechnet. Bei 
Nichteinhaltung zweier Raten bei Teilzahlungen ist der Auftragnehmer berechtigt, 
Terminverlust in Kraft treten zu lassen und übergebene Akzepte fällig zu stellen. 

5.4. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen nicht vollständiger 
Gesamtlieferung, Garantie- oder Gewährleistungsansprüchen oder Bemängelungen 
zurück zu halten. 

6. Urheberrecht und Nutzung 

6.1. Der Auftragnehmer erteilt dem Auftraggeber nach Bezahlung des vereinbarten 
Entgelts ein nicht ausschließliches, nicht übertragbares, nicht unterlizenzierbares 
und zeitlich unbegrenztes Recht die Software für die im Vertrag spezifizierte 
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Hardware und im Ausmaß der erworbenen Anzahl Lizenzen für die gleichzeitige 
Nutzung auf mehreren Arbeitsplätzen zu verwenden, sämtliche auf der Grundlage 
des Vertrages des Auftragnehmers erstellten Arbeitsergebnisse zum eigenen, 
internen Gebrauch zu nutzen. Sämtliche sonstige Rechte verbleiben beim 
Auftragnehmer. 

Durch die Mitwirkung des Auftraggebers bei der Herstellung der Software werden 
keine Rechte über die im gegenständlichen Vertrag festgelegte Nutzung erworben. 
Jede Verletzung der Urheberrechte des Auftragnehmers zieht 
Schadenersatzansprüche nach sich, wobei in einem solchen Fall volle Genugtuung 
zu leisten ist. 

6.2. Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensicherungszwecke ist dem 
Auftraggeber unter der Bedingung gestattet, dass in der Software kein 
ausdrückliches Verbot des Lizenzgebers oder Dritter enthalten ist, und dass 
sämtliche Copyright- und Eigentumsvermerke in diese Kopien unverändert mit 
übertragen werden. 

6.3. Sollte für die Herstellung von Interoperabilität der gegenständlichen Software die 
Offenlegung der Schnittstellen erforderlich sein, ist dies vom Auftraggeber gegen 
Kostenvergütung beim Auftragnehmer zu beauftragen. Kommt der Auftragnehmer 
dieser Forderung nicht nach und erfolgt eine Dekompilierung gemäß 
Urheberrechtsgesetz, sind die Ergebnisse ausschließlich zur Herstellung der 
Interoperabilität zu verwenden. Missbrauch hat Schadenersatz zur Folge.  

6.4. Wird dem Auftraggeber eine Software zur Verfügung gestellt, deren Lizenzinhaber 
ein Dritter ist (zB Standardsoftware von Microsoft), so richtet sich die Einräumung 
des Nutzungsrechts nach den Lizenzbestimmungen des Lizenzinhabers (Hersteller). 

7.  Rücktrittsrecht 

7.1. Für den Fall der Überschreitung einer vereinbarten Lieferzeit aus alleinigem 
Verschulden oder rechtswidrigem Handeln des Auftragnehmers ist der Auftraggeber 
berechtigt, mittels eingeschriebenen Briefes vom betreffenden Auftrag 
zurückzutreten, wenn auch innerhalb der angemessenen Nachfrist die vereinbarte 
Leistung in wesentlichen Teilen nicht erbracht wird und den Auftraggeber daran 
kein Verschulden trifft. 

7.2. Höhere Gewalt, Arbeitskonflikte, Naturkatastrophen und Transportsperren sowie 
sonstige Umstände, die außerhalb der Einflussmöglichkeit des Auftragnehmers 
liegen, entbinden den Auftragnehmer von der Lieferverpflichtung bzw. gestatten 
ihm eine Neufestsetzung der vereinbarten Lieferzeit. 

7.3. Stornierungen durch den Auftraggeber sind nur mit schriftlicher Zustimmung des 
Auftragnehmers möglich. Ist der Auftragnehmer mit einem Storno einverstanden, so 
hat er das Recht, neben den erbrachten Leistungen und aufgelaufenen Kosten eine 
Stornogebühr in der Höhe von 30% des noch nicht abgerechneten Auftragswertes des 
Gesamtprojektes zu verrechnen. 

8. Gewährleistung, Wartung, Änderungen 

8.1. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die Software die in der dazugehörigen 
Dokumentation beschriebenen Funktionen erfüllt, sofern die Software auf dem im 
Vertrag beschriebenen Betriebssystem genutzt wird. 

8.2.1 Voraussetzung für die Fehlerbeseitigung ist, dass 

– der Auftraggeber den Fehler ausreichend in einer Fehlermeldung beschreibt und 
diese für den Auftragnehmer bestimmbar ist; 



  - 6 - 

– der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle für die Fehlerbeseitigung 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung stellt; 

– der Auftraggeber oder ein ihm zurechenbarer Dritter keine Eingriffe in die 
Software vorgenommen hat; 

– die Software unter den Bestimmungsmäßigen Betriebsbedingungen entsprechend 
der Dokumentation betrieben wird. 

8.2.2 Im Falle der Gewährleistung hat Verbesserung jedenfalls Vorrang vor 
Preisminderung oder Wandlung. Bei gerechtfertigter Mängelrüge werden die Mängel 
in angemessener Frist behoben, wobei der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle 
zur Untersuchung und Mängelbehebung erforderlichen Maßnahmen ermöglicht. 

 Die Vermutung der Mangelhaftigkeit gem. § 924 ABGB gilt als ausgeschlossen. 

8.2.3 Korrekturen und Ergänzungen, die sich bis zur Übergabe der vereinbarten Leistung 
aufgrund organisatorischer und programmtechnischer Mängel, welche vom 
Auftragnehmer zu vertreten sind, als notwendig erweisen, werden kostenlos vom 
Auftragnehmer durchgeführt. 

8.3. Kosten für Hilfestellung, Fehldiagnose sowie Fehler- und Störungsbeseitigung, die 
vom Auftraggeber zu vertreten sind sowie sonstige Korrekturen, Änderungen und 
Ergänzungen werden vom Auftragnehmer gegen Berechnung durchgeführt. Dies gilt 
auch für die Behebung von Mängeln, wenn Programmänderungen, Ergänzungen oder 
sonstige Eingriffe vom Auftraggeber selbst oder von dritter Seite vorgenommen 
worden sind. 

8.4. Ferner übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr für Fehler, Störungen oder 
Schäden, die auf unsachgemäße Bedienung, geänderter 
Betriebssystemkomponenten, Schnittstellen und Parameter, Verwendung 
ungeeigneter Organisationsmittel und Datenträger, soweit solche vorgeschrieben 
sind, anormale Betriebsbedingungen (insbesondere Abweichungen von den 
Installations- und Lagerbedingungen) sowie auf Transportschäden zurückzuführen 
sind. 

8.5. Für Programme, die durch eigene Programmierer des Auftraggebers bzw. Dritte 
nachträglich verändert werden, entfällt jegliche Gewährleistung durch den 
Auftragnehmer. 

8.6. Soweit Gegenstand des Auftrages die Änderung oder Ergänzung bereits bestehender 
Programme ist, bezieht sich die Gewährleistung auf die Änderung oder Ergänzung. 
Die Gewährleistung für das ursprüngliche Programm lebt dadurch nicht wieder auf. 

8.7.  Gewährleistungsansprüche verjähren in sechs (6) Monaten ab Übergabe. 

9.  Haftung 

9.1.  Der Auftragnehmer haftet dem Auftraggeber für von ihm nachweislich verschuldete 
Schäden nur im Falle groben Verschuldens. Dies gilt sinngemäß auch für Schäden, 
die auf vom Auftragnehmer beigezogene Dritte zurückzuführen sind. Im Falle von 
verschuldeten Personenschäden haftet der Auftragnehmer unbeschränkt. 

 
9.2. Die Haftung für mittelbare Schäden - wie beispielsweise entgangenen Gewinn, 

Kosten die mit einer Betriebsunterbrechung verbunden sind, Datenverluste oder 
Ansprüche Dritter - wird ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
9.3. Schadensersatzansprüche verjähren nach den gesetzlichen Vorschriften, jedoch 

spätestens mit Ablauf eines Jahres ab Kenntnis des Schadens und des Schädigers. 
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9.4. Sofern der Auftragnehmer das Werk unter Zuhilfenahme Dritter erbringt und in 
diesem Zusammenhang Gewährleistungs- und/oder Haftungsansprüche gegenüber 
diesen Dritten entstehen, tritt der Auftragnehmer diese Ansprüche an den 
Auftraggeber ab. Der Auftraggeber wird sich in diesem Fall vorrangig an diese 
Dritten halten. 

 
9.5.  Ist die Datensicherung ausdrücklich als Leistung vereinbart, so ist die Haftung für 

den Verlust von Daten abweichend von Punkt 9.2 nicht ausgeschlossen, jedoch für 
die Wiederherstellung der Daten begrenzt bis maximal EUR 10 % der Auftragssumme 
je Schadensfall, maximal jedoch EUR 15.000,-. Weitergehende als die in diesem 
Vertrag genannten Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche des AG -gleich 
aus welchem Rechtsgrund- sind ausgeschlossen.  

10. Loyalität 

10.1. Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. Sie werden jede 
Abwerbung und Beschäftigung, auch über Dritte, von Mitarbeitern, die an der 
Realisierung der Aufträge gearbeitet haben, des anderen Vertragspartners während 
der Dauer des Vertrages und 12 Monate nach Beendigung des Vertrages unterlassen. 
Der dagegen verstoßende Vertragspartner ist verpflichtet, pauschalierten 
Schadenersatz in der Höhe eines Jahresgehaltes des Mitarbeiters zu zahlen. 

11. Geheimhaltung 

11.1. Der Auftragnehmer verpflichtet seine Mitarbeiter, die Bestimmungen gemäß § 6 des 
Datenschutzgesetzes einzuhalten. 

12. Sonstiges 

12.1 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder unwirksam 
werden, so wird hierdurch der übrige Inhalt dieses Vertrages nicht berührt. Die 
Vertragspartner werden partnerschaftlich zusammenwirken, um eine Regelung zu 
finden, die den unwirksamen Bestimmungen möglichst nahekommt. 

13. Schlussbestimmungen 

13.1 Soweit nicht anders vereinbart, gelten die zwischen Unternehmern zur Anwendung 
kommenden gesetzlichen Bestimmungen ausschließlich nach österreichischem 
Recht, auch dann, wenn der Auftrag im Ausland durchgeführt wird. Für eventuelle 
Streitigkeiten gilt ausschließlich die örtliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen 
Gerichtes für den Geschäftssitz des Auftragnehmers als vereinbart. Für den Verkauf 
an Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur insoweit, als das Konsumentenschutzgesetz nicht zwingend 
andere Bestimmungen vorsieht. 

 

 

Der Fachverband Unternehmensberatung und Informationstechnologie empfiehlt als 
wirtschaftsfreundliches Mittel der Streitschlichtung nachfolgende Mediationsklausel: 
 
Für den Fall von Streitigkeiten aus diesem Vertrag, die nicht einvernehmlich geregelt 
werden können, vereinbaren die Vertragsparteien einvernehmlich zur außergerichtlichen 
Beilegung des Konfliktes eingetragene Mediatoren (ZivMediatG) mit dem Schwerpunkt 
WirtschaftsMediation aus der Liste des Justizministeriums beizuziehen. Sollte über die 
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Auswahl der WirtschaftsMediatoren oder inhaltlich kein Einvernehmen hergestellt werden 
können, werden frühestens ein Monat ab Scheitern der Verhandlungen rechtliche Schritte 
eingeleitet. 
 
Im Falle einer nicht zustande gekommenen oder abgebrochenen Mediation, gilt in einem 
allfällig eingeleiteten Gerichtsverfahren österreichisches Recht. 
Sämtliche aufgrund einer vorherigen Mediation angelaufenen notwendigen Aufwendungen, 
insbesondere auch jene für eine(n) beigezogene(n) RechtsberaterIn, können 
vereinbarungsgemäß in einem Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren als „vorprozessuale 
Kosten“ geltend gemacht werden. 
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Die vorliegenden AGB sind lediglich als Mustervorlage für die Gestaltung von AGB zu 
verstehen. Die enthaltenen Bestimmungen sind Vorschläge, von denen im Einzelfall 
abgewichen werden kann. Wird in einem konkreten Vertrag Abweichendes vereinbart, ist 
es zur Vermeidung von Missverständnissen grundsätzlich hilfreich, dezidiert darauf 
hinzuweisen, welche Bestimmung der AGB die vertragliche Vereinbarung konkret abändert 
(z.B.: „diese Regelung ersetzte Punkt x. der AGB“). Die Verwendung des Musters kann die 
begleitende Konsultation eines rechtskundigen Beraters nicht ersetzen. Folgende 
Anmerkungen sind zu beachten: 

Datenschutz & Geheimhaltung 

Der Verantwortliche, der Auftragsverarbeiter und ihre Mitarbeiter haben 
personenbezogene Daten aus Datenverarbeitungen, die ihnen ausschließlich auf Grund 
ihrer berufsmäßigen Beschäftigung anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, 
unbeschadet sonstiger gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten, geheim zu halten, soweit 
kein rechtlich zulässiger Grund für eine Übermittlung der anvertrauten oder zugänglich 
gewordenen personenbezogenen Daten besteht (Datengeheimnis). Mitarbeiter sind 
hierüber und über allfällige Folgen eines Verstoßes zu belehren. 
 
Aufgrund der bevorstehenden Änderungen durch die EU-Datenschutz-Grundverordnung und 
das österreichische Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 (künftig: DSG) wird empfohlen, 
weitere datenschutzrechtliche Klauseln nicht in den AGB direkt aufzunehmen, sondern hier 
ein Extra-Blatt auszuhändigen. Es ist darauf zu achten, dass sowohl allfällige 
datenschutzrechtliche Einwilligungen ordentlich eingeholt werden als auch 
Informationspflichten rechtzeitig und vollständig erfüllt werden.  
 
Zudem ist ein Auftragsverarbeitervertrag abzuschließen, wenn Daten für den Kunden im 
Rahmen des Auftrags verarbeitet werden (wovon in dieser Branche auszugehen ist). Muster 
und Näheres hierzu finden sich unter: www.wko.at/datenschutz bzw. unter www.ubit.at. 
 
Achtung: Dem Wesen des Werkvertrages entsprechend steht es dem Auftragnehmer zu, 
sich bei der Herstellung des Werkes durch andere selbständige Dritte vertreten zu lassen. 
Davon zu unterscheiden ist die Heranziehung von – dem Auftragnehmer ohnehin 
zuzurechnenden – eigenen Hilfspersonen (etwa Angestellte des Auftragnehmers).  
Datenschutzrechtlich gesehen müssen Sie sich allerdings, wenn Sie Daten einem Sub-
Auftragsverarbeiter im Rahmen des Auftrages weitergeben möchten, diese Weitergabe mit 
dem Auftraggeber vereinbart haben. Das wird entweder im Auftragsverarbeitervertrag 
geregelt oder in einer separaten Vereinbarung.  
 

Sonstiges 

Der Gerichtsstand müsste in der vertraglichen Vereinbarung mit dem Kunden nochmals 
explizit vereinbart werden. 
 
 
 
 
 

http://www.wko.at/datenschutz
https://www.wko.at/branchen/information-consulting/unternehmensberatung-buchhaltung-informationstechnologie/it-dienstleistung/start.html


 

 

AGB Elektrotechniker  
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1. Geltung  
1.1. Diese Geschäftsbedingungen 
gelten zwischen uns (Klicken Sie 
hier, um Text einzugeben.) und na-
türlichen und juristischen Personen 
(kurz Kunde) für das gegenständli-
che Rechtsgeschäft sowie gegen-
über unternehmerischen Kunden 
auch für alle hinkünftigen Geschäf-
te, selbst wenn im Einzelfall, ins-
besondere bei künftigen Ergän-
zungs- oder Folgeaufträgen darauf 
nicht ausdrücklich Bezug genom-
men wird.  
1.2. Es gilt gegenüber unterneh-
merischen Kunden jeweils die bei 
Vertragsabschluss aktuelle Fassung 
unserer AGB, abrufbar auf unserer 
Homepage (Klicken Sie hier, um 
Text einzugeben.) und wurden die-
se auch an den Kunden übermit-
telt. 
1.3. Wir kontrahieren aus-
schließlich unter Zugrundelegung 
unserer AGB. 
1.4. Geschäftsbedingungen des 
Kunden oder Änderungen bzw. Er-
gänzungen unserer AGB bedürfen 
zu ihrer Geltung unserer ausdrück-
lichen –gegenüber unternehmeri-
schen Kunden schriftlichen –
Zustimmung. 
1.5. Geschäftsbedingungen des 
Kunden werden auch dann nicht 
anerkannt, wenn wir ihnen nach 
Eingang bei uns nicht ausdrücklich 
widersprechen.  
2. Angebot/Vertragsabschluss  
2.1. Unsere Angebote sind unver-
bindlich. 
2.2. Zusagen, Zusicherungen und 
Garantien unsererseits oder von 
diesen AGB abweichende Vereinba-
rungen im Zusammenhang mit dem 
Vertragsabschluss werden gegen-
über unternehmerischen Kunden 
erst durch unsere schriftliche Bes-
tätigung verbindlich. 
2.3. In Katalogen, Preislisten, 
Prospekten, Anzeigen auf Messe-
ständen, Rundschreiben, Werbe-
aussendungen oder anderen Medien 
(Informationsmaterial) angeführte 

Informationen über unsere Produk-
te und Leistungen, die nicht uns 
zuzurechnen sind, hat der Kunde – 
sofern der Kunde diese seiner Ent-
scheidung zur Beauftragung 
zugrunde legt – uns darzulegen. 
Diesfalls können wir zu deren Rich-
tigkeit Stellung nehmen. Verletzt 
der Kunde diese Obliegenheit, sind 
derartige Angaben unverbindlich, 
soweit diese nicht ausdrücklich – 
unternehmerischen Kunden gegen-
über schriftlich – zum Vertragsin-
halt erklärt wurden. 
2.4. Kostenvoranschläge wer-
den ohne Gewähr erstellt und sind 
entgeltlich. Verbraucher werden 
vor Erstellung des Kostenvoran-
schlages auf die Kostenpflicht hin-
gewiesen. Erfolgt eine Beauftra-
gung mit sämtlichen im Kostenvor-
anschlag umfassten Leistungen, 
wird der gegenständlichen Rech-
nung das Entgelt für den Kosten-
voranschlag gutgeschrieben  
3. Preise  
3.1. Preisangaben sind grund-
sätzlich nicht als Pauschalpreis zu 
verstehen. 
3.2. Für vom Kunden angeord-
nete Leistungen, die im ursprüng-
lichen Auftrag keine Deckung fin-
den, besteht Anspruch auf ange-
messenes Entgelt. 
3.3. Preisangaben verstehen 
sich zuzüglich der jeweils gelten-
den gesetzlichen Umsatzsteuer 
und ab Lager. Verpackungs-, 
Transport-. Verladungs- und Ver-
sandkosten sowie Zoll und Versi-
cherung gehen zu Lasten des un-
ternehmerischen Kunden. Verbrau-
chern als Kunden gegenüber wer-
den diese Kosten nur verrechnet, 
wenn dies einzelvertraglich aus-
verhandelt wurde. Wir sind nur bei 
ausdrücklicher Vereinbarung ver-
pflichtet, Verpackung zurückzu-
nehmen. 
3.4. Die fach- und umweltge-
rechte Entsorgung von Altmaterial 
hat der Kunde zu veranlassen. 
Werden wir gesondert hiermit be-
auftragt, ist dies vom Kunden zu-
sätzlich im hierfür vereinbarten 

Ausmaß, mangels Entgeltsvereinba-
rung angemessen zu vergüten. 
3.5. Wird uns vom Kunden eine 
Anlieferung einschließlich Parkmög-
lichkeit nicht in einer Entfernung 
von maximalermöglicht, ist uns der 
Mehraufwand durch einen Preiszu-
schlag von ## pro angefangenem Ki-
lometer abzugelten. Ebenso be-
steht ein Entgeltszuschlag von ## 
pro zu überwindendem Stockwerk, 
für welches kein verwendbarer Lift 
zur Beförderung sämtlicher Ver-
tragsleistungen zur Verfügung 
steht. 
3.6. Wir sind aus eigenem berech-
tigt, wie auch auf Antrag des Kun-
den verpflichtet, die vertraglich 
vereinbarten Entgelte anzupassen, 
wenn Änderungen im Ausmaß von 
zumindest ## % hinsichtlich (a) der 
Lohnkosten durch Gesetz, Verord-
nung, Kollektivvertrag, Betriebs-
vereinbarungen oder (b) anderer 
zur Leistungserbringung notwendi-
ger Kostenfaktoren wie Material-
kosten aufgrund von Empfehlungen 
der Paritätischen Kommissionen 
oder von Änderungen der nationa-
len bzw Weltmarktpreise für Roh-
stoffe, Änderungen relevanter 
Wechselkurse, etc. seit Vertragsab-
schluss eingetreten sind. Die An-
passung erfolgt in dem Ausmaß, in 
dem sich die tatsächlichen Herstel-
lungskosten im Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses ändern gegenüber 
jenen im Zeitpunkt der tatsächli-
chen Leistungserbringung, sofern 
wir uns nicht in Verzug befinden.  
3.7. Das Entgelt bei Dauerschuld-
verhältnissen wird als wertgesi-
chert nach dem VPI 2010 verein-
bart und erfolgt dadurch eine An-
passung der Entgelte. Als Aus-
gangsbasis wird der Monat zu Grun-
de gelegt, in dem der Vertrag ab-
geschlossen wurde.  
3.8. Verbrauchern als Kunden 
gegenüber erfolgt bei Änderung der 
Kosten eine Anpassung des Entgelts 
gemäß Punkt 3.5 sowie bei Dauer-
schuldverhältnisses gemäß Punkt 
3.6 nur bei einzelvertraglicher Aus-
handlung, wenn die Leistung in-
nerhalb von zwei Monaten nach 
Vertragsabschluss zu erbringen ist.  



 

 

3.9. Bogenförmig verlegte Leitun-
gen werden im Außenbogen gemes-
sen. Formstücke und Einbauten 
werden im Rohrausmaß mitgemes-
sen, jedoch separat verrechnet. 
Unterbrechungen bis maximal 1 
Meter bleiben unberücksichtigt. 
3.10. Erfolgt die Abrechnung nach 
Aufmaßen, und ist eine gemeinsa-
me Ermittlung der Aufmaße ver-
einbart, hat der Kunde bei Fern-
bleiben trotz zeitgerechter Einla-
dung zu beweisen, dass die ermit-
telten Ausmaße nicht richtig fest-
gestellt wurden. 
4. Beigestellte Ware (Beistellun-
gen) 
4.1. Werden Geräte oder sons-
tige Materialien vom Kunden beige-
stellt, sind wir berechtigt, dem 
Kunden einen Zuschlag von ## % 
des Werts der beigestellten Geräte 
bzw. des Materials zu berechnen.  
4.2. Solche Beistellungen des 
Kunden sind nicht Gegenstand von 
Gewährleistung. Die Qualität und 
Betriebsbereitschaft der Beistel-
lungen liegt in der Verantwortung 
des Kunden.  
5. Zahlung  
5.1. Ein Drittel des Entgeltes wird 
bei Vertragsabschluss, ein Drittel 
bei Leistungsbeginn und der Rest 
nach Leistungsfertigstellung fällig. 
5.2. Die Berechtigung zu einem 
Skontoabzug bedarf einer aus-
drücklichen, gegenüber unterneh-
merischen Kunden schriftlichen – 
Vereinbarung. 
5.3. Vom Kunden vorgenommene 
Zahlungswidmungen auf Überwei-
sungsbelegen sind für uns nicht 
verbindlich. 
5.4. Gegenüber Unternehmern als 
Kunden sind wir gemäß § 456 UGB 
bei verschuldetem Zahlungsverzug 
dazu berechtigt, 9,2% Punkte über 
dem Basiszinssatz zu verrechnen. 
Gegenüber Verbrauchern berech-
nen wir einen Zinssatz iHv 4%. 
5.5. Die Geltendmachung eines 
weiteren Verzugsschadens bleibt 
vorbehalten, gegenüber Verbrau-
chern als Kunden jedoch nur, wenn 

dies im Einzelnen ausgehandelt 
wird. 
5.6. Kommt der unternehmerische 
Kunde im Rahmen anderer mit uns 
bestehender Vertragsverhältnisse 
in Zahlungsverzug, so sind wir be-
rechtigt, die Erfüllung unserer 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag 
bis zur Erfüllung durch den Kunden 
einzustellen. 
5.7. Wir sind dann auch berech-
tigt, alle Forderungen für bereits 
erbrachte Leistungen aus der lau-
fenden Geschäftsbeziehung mit 
dem Kunden fällig zu stellen. Dies 
gegenüber Verbrauchern als Kun-
den nur für den Fall, dass eine 
rückständige Leistung zumindest 
seit sechs Wochen fällig ist und wir 
unter Androhung dieser Folge den 
Kunden unter Setzung einer Nach-
frist von mindestens zwei Wochen 
erfolglos gemahnt haben. 
5.8. Eine Aufrechnungsbefugnis 
steht dem Kunden nur insoweit zu, 
als Gegenansprüche gerichtlich 
festgestellt oder von uns anerkannt 
worden sind. Verbrauchern als 
Kunden steht eine Aufrechnungsbe-
fugnis auch zu, soweit Gegenan-
sprüche im rechtlichen Zusammen-
hang mit der Zahlungsverbindlich-
keit des Kunden stehen, sowie bei 
Zahlungsunfähigkeit unseres Unter-
nehmens. 
5.9. Bei Überschreitung der Zah-
lungsfrist verfallen gewährte Ver-
gütungen (Rabatte, Abschläge 
u.a.) und werden der Rechnung zu-
gerechnet. 
5.10. Der Kunde verpflichtet sich 
im Falle von Zahlungsverzug, die 
zur Einbringlichmachung notwendi-
gen und zweckentsprechenden Kos-
ten (Mahnkosten, Inkassospesen, 
Rechtsanwaltskosten etc.) an uns 
zu ersetzen. Insbesondere ver-
pflichtet sich der Kunde bei ver-
schuldetem Zahlungsverzug zur Be-
zahlung von Mahnspesen pro Mah-
nung in Höhe von € ## soweit dies 
im angemessenen Verhältnis zur 
betriebenen Forderung steht. 
6. Bonitätsprüfung  
6.1. Der Kunde erklärt sein aus-
drückliches Einverständnis, dass 

seine Daten ausschließlich zum 
Zwecke des Gläubigerschutzes an 
die staatlich bevorrechteten Gläu-
bigerschutzverbände Alpenländi-
scher Kreditorenverband (AKV), Ös-
terreichischer Verband 
Creditreform (ÖVC), Insolvenz-
schutzverband für Arbeitnehmer 
oder Arbeitnehmerinnen (ISA) und 
Kreditschutzverband von 1870(KSV) 
übermittelt werden dürfen. 
7. Mitwirkungspflichten des Kun-
den  
7.1. Unsere Pflicht zur Leistungs-
ausführung beginnt frühestens, 
sobald der Kunde alle baulichen, 
technischen sowie rechtlichen Vor-
aussetzungen zur Ausführung ge-
schaffen hat, die im Vertrag oder 
in vor Vertragsabschluss dem Kun-
den erteilten Informationen um-
schrieben wurden oder der Kunde 
aufgrund einschlägiger Fachkennt-
nis oder Erfahrung kennen musste.  
7.2. Insbesondere hat der Kunde 
vor Beginn der Leistungsausführung 
die nötigen Angaben über die Lage 
verdeckt geführter Strom-, Gas- 
und Wasserleitungen oder ähnli-
cher Vorrichtungen, Fluchtwege, 
sonstige Hindernisse baulicher Art, 
sonstige mögliche Störungsquellen, 
Gefahrenquellen sowie die erfor-
derlichen statischen Angaben und 
allfällige diesbezügliche projektier-
te Änderungen unaufgefordert zur 
Verfügung zu stellen. 
7.3. Auftragsbezogene Details zu 
den notwendigen Angaben können 
bei uns erfragt werden. 
7.4. Kommt der Kunde dieser 
Mitwirkungspflicht nicht nach, ist – 
ausschließlich im Hinblick auf die 
infolge falscher Kundenangaben 
nicht voll gegebene Leistungsfähig-
keit – unsere Leistung nicht man-
gelhaft.  
7.5. Der Kunde hat die erforderli-
chen Bewilligungen Dritter sowie 
Meldungen und Bewilligungen 
durch Behörden (zB Anmeldung 
Strombezug) auf seine Kosten zu 
veranlassen. Auf diese weisen wir 
im Rahmen des Vertragsabschlusses 
hin, sofern nicht der Kunde darauf 
verzichtet hat oder der unterneh-



 

 

merische Kunden aufgrund Ausbil-
dung oder Erfahrung über solches 
Wissen verfügen musste. 
7.6. Die für die Leistungsausfüh-
rung einschließlich des Probebe-
triebes erforderliche(n) Energie 
und Wassermengen sind vom Kun-
den auf dessen Kosten beizustel-
len.  
7.7. Ebenso haftet der Kunde da-
für, dass die technischen Anlagen, 
wie etwa Zuleitungen, Verkabelun-
gen, Netzwerke und dergleichen in 
technisch einwandfreien und be-
triebsbereiten Zustand sowie mit 
den von uns herzustellenden Wer-
ken oder Kaufgegenständen kom-
patibel sind. 
7.8. Wir sind berechtigt, aber 
nicht verpflichtet, diese Anlagen 
gegen gesondertes Entgelt zu über-
prüfen. 
7.9. Der Kunde hat uns für die 
Zeit der Leistungsausführung kos-
tenlos versperrbare Räume für 
den Aufenthalt der Arbeiter sowie 
für die Lagerung von Werkzeugen 
und Materialien zur Verfügung zu 
stellen. 
8. Leistungsausführung  
8.1. Wir sind lediglich dann ver-
pflichtet, nachträgliche Ände-
rungs- und Erweiterungswünsche 
des Kunden zu berücksichtigen, 
wenn sie aus technischen Gründen  
erforderlich sind, um den Vertrags-
zweck zu erreichen. 
8.2. Dem unternehmerischen Kun-
den zumutbare sachlich gerechtfer-
tigte geringfügige Änderungen un-
serer Leistungsausführung gelten 
als vorweg genehmigt. Gegenüber 
Verbrauchern besteht dieses Recht 
nur, wenn es im Einzelfall ausge-
handelt wird. 
8.3. Kommt es nach der Auftrags-
erteilung aus welchen Gründen 
auch immer zu einer Abänderung 
oder Ergänzung des Auftrages, so 
verlängert sich die Liefer/ Leis-
tungsfrist um einen angemessenen 
Zeitraum. 
8.4. Wünscht der Kunde nach Ver-
tragsabschluss eine Leistungsaus-
führung innerhalb eines kürzeren 
Zeitraums, stellt dies eine Ver-

tragsänderung dar. Hierdurch kön-
nen Überstunden notwendig wer-
den und/oder durch die Beschleu-
nigung der Materialbeschaffung 
Mehrkosten auflaufen, und erhöht 
sich das Entgelt im Verhältnis zum 
notwendigen Mehraufwand ange-
messen. 
8.5. Sachlich (zB Anlagengröße, 
Baufortschritt, u.a.) gerechtfertig-
te Teillieferungen und -leistungen 
sind zulässig und können gesondert 
in Rechnung gestellt werden. 
9. Leistungsfristen und Termine 
9.1. Fristen und Termine ver-
schieben sich bei höherer Gewalt, 
Streik, nicht vorhersehbare und von 
uns nicht verschuldete Verzögerung 
unserer Zulieferer oder sonstigen 
vergleichbaren Ereignissen, die 
nicht in unserem Einflussbereich 
liegen (zB schlechte Witterung), in 
jenem Zeitraum, währenddessen 
das entsprechende Ereignis andau-
ert. Davon unberührt bleibt das 
Recht des Kunden auf Rücktritt 
vom Vertrag bei Verzögerungen die 
eine Bindung an den Vertrag unzu-
mutbar machen.  
9.2. Werden der Beginn der Leis-
tungsausführung oder die Ausfüh-
rung durch den Kunden zuzurech-
nende Umstände verzögert oder 
unterbrochen, insbesondere auf-
grund der Verletzung der Mitwir-
kungspflichten gemäß Punkt 7. die-
ser AGB, so werden Leistungsfristen 
entsprechend verlängert und ver-
einbarte Fertigstellungstermine 
entsprechend hinausgeschoben 
9.3. Wir sind berechtigt, für die 
dadurch notwendige Lagerung von 
Materialien und Geräten und der-
gleichen in unserem Betrieb ## % 
des Rechnungsbetrages je begon-
nenen Monat der Leistungsverzöge-
rung zu verrechnen, wobei die Ver-
pflichtung des Kunden zur Zahlung 
sowie dessen Abnahmeobliegenheit 
hiervon unberührt bleibt. 
9.4. Unternehmerischen Kunden 
gegenüber sind Liefer- und Fertig-
stellungstermine nur verbindlich, 
wenn deren Einhaltung schriftlich 
zugesagt wurde. 

9.5. Bei Verzug mit der Vertrags-
erfüllung durch uns steht dem Kun-
den ein Recht auf Rücktritt vom 
Vertrag nach Setzung einer ange-
messenen Nachfrist zu. Die Setzung 
der Nachfrist hat schriftlich (von 
unternehmerischen Kunden mittels 
eingeschriebenen Briefs) unter 
gleichzeitiger Androhung des Rück-
tritts zu erfolgen.  
10. Hinweis auf Beschränkung 
des Leistungsumfanges 
10.1. Im Rahmen von Montage- 
und Instandsetzungsarbeiten kön-
nen Schäden (a) an bereits vorhan-
denen (Rohr-)Leitungen, Geräten 
als Folge nicht erkennbarer (insbe-
sondere baulicher) Gegebenheiten 
oder Materialfehler des vorhan-
denen Bestands (b) bei Stemmar-
beiten in bindungslosem Mauer-
werk entstehen. Solche Schäden 
sind von uns nur zu verantworten, 
wenn wir diese schuldhaft verur-
sacht haben.  
10.2. Bei behelfsmäßigen Instand-
setzungen besteht lediglich eine 
sehr beschränkte und den Umstän-
den entsprechende Haltbarkeit.  
10.3. Vom Kunden ist bei behelfs-
mäßiger Instandsetzung umgehend 
eine fachgerechte Instandsetzung 
zu veranlassen. 
11. Gefahrtragung 
11.1. Für den Gefahrenübergang 
bei Übersendung der Ware an den 
Verbraucher gilt § 7b KSchG.  
11.2. Auf den unternehmerischen 
Kunden geht die Gefahr über, so-
bald wir den Kaufgegenstand, das 
Material oder das Werk zur Abho-
lung im Werk oder Lager bereithal-
ten, dieses selbst anliefern oder an 
einen Transporteur übergeben. 
11.3. Der unternehmerische Kunde 
wird sich gegen dieses Risiko ent-
sprechend versichern. Wir ver-
pflichten uns, eine Transportversi-
cherung über schriftlichen Wunsch 
des Kunden auf dessen Kosten ab-
zuschließen. Der Kunde genehmigt 
jede verkehrsübliche Versandart.  
12. Annahmeverzug  
12.1. Gerät der Kunde länger als ## 
Wochen in Annahmeverzug (Ver-



 

 

weigerung der Annahme, Verzug 
mit Vorleistungen oder anders), 
und hat der Kunde trotz angemes-
sener Nachfristsetzung nicht für die 
Beseitigung der ihm zuzurechnen-
den Umstände gesorgt, welche die 
Leistungsausführung verzögern 
oder verhindern, dürfen wir bei 
aufrechtem Vertrag über die für 
die Leistungsausführung spezifizier-
ten Geräte und Materialien an-
derweitig verfügen, sofern wir im 
Fall der Fortsetzung der Leistungs-
ausführung diese innerhalb einer 
den jeweiligen Gegebenheiten an-
gemessenen Frist nachbeschaffen.  
12.2. Bei Annahmeverzug des Kun-
den sind wir ebenso berechtigt, bei 
Bestehen auf Vertragserfüllung die 
Ware bei uns einzulagern, wofür 
uns eine Lagergebühr in Höhe von 
## zusteht.  
12.3. Davon unberührt bleibt unser 
Recht, das Entgelt für erbrachte 
Leistungen fällig zu stellen und 
nach angemessener Nachfrist vom 
Vertrag zurückzutreten. 
12.4. Die Geltendmachung eines 
höheren Schadens ist zulässig. Ge-
genüber Verbrauchern besteht die-
ses Recht nur, wenn es im Einzel-
fall ausgehandelt wird. 
13. Eigentumsvorbehalt  
13.1. Die von uns gelieferte, mon-
tierte oder sonst übergebene Ware 
bleibt bis zur vollständigen Bezah-
lung unser Eigentum. 
13.2. Eine Weiterveräußerung ist 
nur zulässig, wenn uns diese recht-
zeitig vorher unter Angabe des Na-
mens und der Anschrift des Käufers 
bekannt gegeben wurde und wir 
der Veräußerung zustimmen. 
13.3. Im Fall unserer Zustimmung 
gilt die Kaufpreisforderung des un-
ternehmerischen Kunden bereits 
jetzt als an uns abgetreten. 
13.4. Gerät der Kunde in Zahlungs-
verzug, sind wir bei angemessener 
Nachfristsetzung berechtigt, die 
Vorbehaltsware herauszuverlan-
gen. Gegenüber Verbrauchern als 
Kunden dürfen wir dieses Recht nur 
ausüben, wenn zumindest eine 
rückständige Leistung des Verbrau-
chers seit mindestens sechs Wo-

chen fällig ist und wir ihn unter 
Androhung dieser Rechtsfolge und 
unter Setzung einer Nachfrist von 
mindestens zwei Wochen erfolglos 
gemahnt haben. 
13.5. Der Kunde hat uns von der 
Eröffnung des Konkurses über sein 
Vermögen oder der Pfändung unse-
rer Vorbehaltsware unverzüglich zu 
verständigen. 
13.6. Wir sind berechtigt, zur Gel-
tendmachung unseres Eigentums-
vorbehaltes den Standort der Vor-
behaltsware soweit für den Kunden 
zumutbar zu betreten; dies nach 
angemessener Vorankündigung. 
13.7. Notwendige und zur zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung 
angemessene Kosten trägt der 
Kunde.  
13.8. In der Geltendmachung des 
Eigentumsvorbehaltes liegt nur 
dann ein Rücktritt vom Vertrag, 
wenn dieser ausdrücklich erklärt 
wird. 
13.9. Die zurückgenommene Vor-
behaltsware dürfen wir gegenüber 
unternehmerischen Kunden frei-
händig und bestmöglich verwer-
ten. 
13.10. Bis zur vollständigen Be-
zahlung aller unserer  Forderungen 
darf der Leistungs-/Kaufgegenstand 
weder verpfändet, sicherungsüber-
eignet oder sonst wie mit Rechten 
Dritter belastet werden. Bei Pfän-
dung oder sonstiger Inanspruch-
nahme ist der Kunde verpflichtet, 
auf unser Eigentumsrecht hinzu-
weisen und uns unverzüglich zu 
verständigen 
14. Schutzrechte Dritter 
14.1. Bringt der Kunde geistige 
Schöpfungen oder Unterlagen bei 
und werden hinsichtlich solcher 
Schöpfungen, Schutzrechte Dritter 
geltend gemacht, so sind wir be-
rechtigt, die Herstellung des Lie-
fergegenstandes auf Risiko des Auf-
traggebers bis zur Klärung der 
Rechte Dritter einzustellen, und 
den Ersatz der von uns aufgewen-
deten notwendigen und zweckent-
sprechenden Kosten zu beanspru-
chen, außer die Unberechtigtheit 
der Ansprüche ist offenkundig.  

14.2. Der Kunde hält uns diesbe-
züglich schad- und klaglos. 
14.3. Ebenso können wir den Ersatz 
von uns aufgewendeter notwendi-
ger und nützlicher Kosten vom 
Kunden verlangen. 
14.4. Wir sind berechtigt, von 
unternehmerischen Kunden für all-
fällige Prozesskosten angemessene 
Kostenvorschüsse zu verlangen 
15. Unser geistiges Eigentum  
15.1. Pläne, Skizzen, Kostenvoran-
schläge und sonstige Unterlagen, 
die von uns beigestellt oder durch 
unseren Beitrag entstanden sind, 
bleiben unser geistiges Eigentum. 
15.2. Die Verwendung solcher Un-
terlagen außerhalb der bestim-
mungsgemäßen Nutzung, insbeson-
dere die Weitergabe, Vervielfälti-
gung, Veröffentlichung und Zur-
Verfügung-Stellung einschließlich 
auch nur auszugsweisen Kopierens 
bedarf unserer ausdrücklicher Zu-
stimmung. 
15.3. Der Kunde verpflichtet sich 
weiteres zur Geheimhaltung des 
ihm aus der Geschäftsbeziehung 
zugegangenen Wissens Dritten ge-
genüber. 
16. Gewährleistung 
16.1. Es gelten die Bestimmungen 
über die gesetzliche Gewährleis-
tung. 
16.2. Die Gewährleistungsfrist für 
unsere Leistungen beträgt gegen-
über unternehmerischen Kunden 
ein Jahr ab Übergabe. 
16.3. Der Zeitpunkt der Übergabe 
ist mangels abweichender Verein-
barung (z.B. förmliche Abnahme) 
der Fertigstellungszeitpunkt, spä-
testens wenn der Kunde die Leis-
tung in seine Verfügungsmacht 
übernommen hat oder die Über-
nahme ohne Angabe von Gründen 
verweigert hat.  
16.4. Ist eine gemeinsame Über-
gabe vorgesehen und bleibt der 
Kunde dem ihm mitgeteilten Über-
gabetermin fern, gilt die Übernah-
me als an diesem Tag erfolgt. 
16.5. Behebungen eines vom Kun-
den behaupteten Mangels stellen 



 

 

kein Anerkenntnis dieses vom Kun-
den behauptenden Mangels dar. 
16.6. Zur Mängelbehebung sind uns 
seitens des unternehmerischen 
Kunden zumindest zwei Versuche 
einzuräumen. 
16.7. Ein Wandlungsbegehren kön-
nen wir durch Verbesserung oder 
angemessene Preisminderung ab-
wenden, sofern es sich um keinen 
wesentlichen und unbehebbaren 
Mangel handelt. 
16.8. Sind die Mängelbehauptungen 
des Kunden unberechtigt, ist der 
Kunde verpflichtet, uns entstande-
ne Aufwendungen für die Feststel-
lung der Mängelfreiheit oder 
Fehlerbehebung zu ersetzen. 
16.9. Der unternehmerische Kunde 
hat stets zu beweisen, dass der 
Mangel zum Übergabezeitpunkt be-
reits vorhanden war. 
16.10. Mängel am Liefergegens-
tand, die der unternehmerische 
Kunde bei ordnungsgemäßem Ge-
schäftsgang nach Ablieferung durch 
Untersuchung festgestellt hat oder 
feststellen hätte müssen sind un-
verzüglich, spätestens ## Tage 
nach Übergabe an uns schriftlich 
anzuzeigen. 
16.11. Eine etwaige Nutzung 
oder Verarbeitung des mangelhaf-
ten Leistungsgegenstandes, durch 
welche ein weitergehender Scha-
den droht oder eine Ursachenerhe-
bung erschwert oder verhindert 
wird, ist vom Kunden unverzüglich 
einzustellen, soweit dies nicht un-
zumutbar ist. 
16.12. Wird eine Mängelrüge 
nicht rechtzeitig erhoben, gilt die 
Ware als genehmigt. 
16.13. Die mangelhafte Lieferung 
oder Proben davon sind – sofern 
wirtschaftlich vertretbar – vom un-
ternehmerischen Kunden an uns zu 
retournieren. Im Zusammenhang 
mit der Mängelbehebung entste-
hende Transport- und Fahrtkosten 
gehen zu Lasten des Kunden. Die 
mangelhafte Lieferung oder Proben 
davon sind – sofern wirtschaftlich 
vertretbar – vom  unternehmeri-
schen Kunden an uns zu retournie-
ren. 

16.14. Den Kunden trifft die Ob-
liegenheit, eine unverzügliche 
Mangelfeststellung durch uns zu 
ermöglichen. 
16.15. Die Gewährleistung ist 
ausgeschlossen, wenn die techni-
schen Anlagen des Kunden wie et-
wa Zuleitungen, Verkabelungen 
u.ä. nicht in technisch einwand-
freiem und betriebsbereitem Zu-
stand oder mit den gelieferten Ge-
genständen nicht kompatibel sind, 
soweit dieser Umstand kausal für 
den Mangel ist.  
16.16. Keinen Mangel begründet 
der Umstand, dass das Werk zum 
vereinbarten Gebrauch nicht voll 
geeignet ist, wenn dies ausschließ-
lich auf abweichende tatsächliche 
Gegebenheiten von den uns im 
Zeitpunkt der Leistungserbringung 
vorgelegenen Informationen ba-
siert, weil der Kunde seinen Mit-
wirkungspflichten gemäß Punkt 7. 
nicht nachkommt. 
17. Haftung  
17.1. Wegen Verletzung vertragli-
cher oder vorvertraglicher Pflich-
ten, insbesondere wegen Unmög-
lichkeit, Verzug etc. haften wir bei 
Vermögensschäden nur in Fällen 
von Vorsatz oder grober Fahrlässig-
keit aufgrund der technischen Be-
sonderheiten. 
17.2. Gegenüber unternehmeri-
schen Kunden ist die Haftung be-
schränkt mit dem Haftungshöchst-
betrag einer allenfalls durch uns 
abgeschlossenen Haftpflichtversi-
cherung. 
17.3. Diese Beschränkung gilt auch 
hinsichtlich des Schadens an einer 
Sache, die wir zur Bearbeitung 
übernommen haben. Gegenüber 
Verbrauchern gilt dies jedoch nur 
dann, wenn dies einzelvertraglich 
ausgehandelt wurde. 
17.4. Schadenersatzansprüche un-
ternehmerischer Kunden sind bei 
sonstigem Verfall binnen zwei Jah-
re gerichtlich geltend zu machen. 
17.5. Der Haftungsausschluss um-
fasst auch Ansprüche gegen unsere 
Mitarbeiter, Vertreter und Erfül-
lungsgehilfe aufgrund Schädigun-
gen, die diese dem Kunden – ohne 

Bezug auf einen Vertrag ihrerseits 
mit dem Kunden – zufügen. 
17.6. Unsere Haftung ist ausge-
schlossen für Schäden durch un-
sachgemäße Behandlung oder La-
gerung, Überbeanspruchung, 
Nichtbefolgen von Bedienungs- und 
Installationsvorschriften, fehlerhaf-
ter Montage, Inbetriebnahme, War-
tung, Instandhaltung durch den 
Kunden oder nicht von uns autori-
sierte Dritte, oder natürliche Ab-
nutzung, sofern dieses Ereignis 
kausal für den Schaden war. Eben-
so besteht der Haftungsausschluss 
für Unterlassung notwendiger War-
tungen, sofern wir nicht vertraglich 
die Pflicht zur Wartung übernom-
men haben. 
17.7. Wenn und soweit der Kunde 
für Schäden, für die wir haften, 
Versicherungsleistungen durch ei-
ne eigene oder zu seinen Gunsten 
abgeschlossen Schadenversicherung 
(z.B. Haftpflichtversicherung, Kas-
ko, Transport, Feuer, Betriebsun-
terbrechung und andere) in An-
spruch nehmen kann, verpflichtet 
sich der Kunde zur Inanspruchnah-
me der Versicherungsleistung und 
beschränkt sich unsere Haftung in-
soweit auf die Nachteile, die dem 
Kunden durch die Inanspruchnahme 
dieser Versicherung entstehen (z.B. 
höhere Versicherungsprämie). 
18. Salvatorische Klausel 
17.1. Sollten einzelne Teile dieser 
AGB unwirksam sein, so wird da-
durch die Gültigkeit der übrigen 
Teile nicht berührt. 
17.2. Wir, wie ebenso wie der un-
ternehmerische Kunde, verpflich-
ten uns jetzt schon, gemeinsam – 
ausgehend vom Horizont redlicher 
Vertragsparteien – eine Ersatzrege-
lung zu treffen, die dem wirt-
schaftlichen Ergebnis der unwirk-
samen Bedingung am nächsten 
kommt. 
19. Allgemeines 
19.1. Es gilt österreichisches 
Recht 
19.2. Das UN-Kaufrecht ist ausge-
schlossen. 



 

 

19.3. Erfüllungsort ist der Sitz des 
Unternehmens (Klicken Sie hier, 
um Text einzugeben.). 
19.4. Gerichtsstand für alle sich 
aus dem Vertragsverhältnis oder 
künftigen Verträgen zwischen uns 
und dem unternehmerischen Kun-
den ergebenden Streitigkeiten ist 
das für unseren Sitz örtlich zustän-
dige Gericht. Gerichtsstand für 
Verbraucher, sofern dieser seinen 

Wohnsitz im Inland hat, ist das Ge-
richt, in dessen Sprengel der 
Verbraucher seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder Ort der Beschäfti-
gung hat.  

Anmerkungen: 

Die vorliegenden AGB wurden entspre-
chend der aktuell geltenden Gesetzeslage 
erstellt. Es wird jedoch darauf verwiesen, 
dass alle Angaben trotz sorgfältigster Be-
arbeitung ohne Gewähr erfolgen und eine 

Haftung des Autors, des Herausgebers 
oder der Wirtschaftskammern Österreichs 
ausgeschlossen ist. Eigenständige Ände-
rungen sind möglich, erfolgen jedoch aus-
schließlich auf eigene Gefahr. Sprachli-
che Formulierungen in männlicher Form 
gelten gleichermaßen für beide Ge-
schlechter. 

  



 

 

Verhaltensregeln für Verwender von AGB:  
Elektrotechniker 

 
1. Die Muster-AGB der Bundesinnung stellen einen grundsätzlichen Standard dar. Prüfen Sie beim genau-

en Lesen, ob diese Muster-AGB auch Ihre Erfordernisse und Problemfälle in der Praxis abdecken. 
Weitreichendere Regelungen sind möglich, falls Sie nur mit Unternehmen kontrahieren. Eine individu-
elle rechtliche Beratung kann durch die Muster-AGB nicht ersetzt werden.  
 

2. Ergänzen Sie die Punkte: 1.1, 1.2, 3.5, 3.6, 4.1, 5.10, 9.3., 12.1., 12.2, 16.10., 19.3.  
 

3. Bestehen Sie gegenüber Ihren Kunden auf die Verwendung Ihrer AGB (Argument: Sie erbringen die 
charakteristische Hauptleistung)  
 

4. AGB müssen vereinbart werden (Unterfertigung empfehlenswert), damit sie Vertragsbestandteil wer-
den. Ein Hinweis hat auf der Vorderseite des Angebotes zu erfolgen. Formulierungsvorschlag: „Es 
gelten ausschließlich unsere beiliegenden AGB“.  
 

5. Zur wirksamen Vereinbarung der AGB müssen diese dem Vertragspartner vorgelegt werden; spätestens 
jedoch im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Die bloße Abrufbarkeit auf der homepage genügt 
NICHT mehr (weder bei Verbrauchern, noch bei Unternehmern). Senden Sie Ihre AGB daher mit Ihrem 
Angebot an den Kunden.  
 

6. Generell gilt, dass abweichende Individualvereinbarungen den Bestimmungen in den AGB vorgehen. 
Sofern Sie individuell (zB in sonstiger Korrespondenz) die Geschäftsbedingungen des Kunden verein-
baren, schützt Sie somit auch die „Abwehrklausel“ in Punkt 1.5 nicht.  
 

7. Sofern der Kunde unter Zugrundelegung seiner AGB den Vertrag abschließen wollte, gelten alleine 
durch Annahme Ihrer Ware/Leistung durch den Kunden nicht automatisch Ihre AGB (Punkt 1).  
 

8. Dokumentieren Sie sämtliche Vereinbarungen (auch nachträgliche Zusatz- und Ergänzungsaufträge 
oder Änderungen) schriftlich. Detaillierte Leistungsbeschreibungen vermeiden spätere Streitigkeiten 
über Inhalt und Umfang des Auftrags.  
 

9. Sofern Sie aufgrund einer Bestellung ohne ausdrückliche Annahme oder Korrespondenz den Auftrag ausführen, 
stellt dies eine konkludente Annahme eines Auftrags durch faktische Ausführung dar. Allerdings sollte dabei be-
dacht werden, dass die Annahme genau der Bestellung und den darin vorgesehenen Bedingungen entspricht. Ab-
änderungen, etwa wie die Zugrundelegung der AGB, erfolgen ohne entsprechende Vereinbarung dadurch nicht. 
Wir empfehlen daher, diese jedenfalls vor Ausführungsbeginn dem Kunden auszuhändigen und deren Geltung 
mit dem Kunden zu vereinbaren.  
 

10. Begrifflichen ist zwischen Angebot und Kostenvoranschlag zu unterscheiden: 
- Angebot ist die Vertragserklärung (Angebot - Annahme), dass man bereit ist, das Werk zu den 

genannten Bedingungen auszuführen. Wird ein Angebot freibleibend erklärt, besteht ein Wi-
derrufsvorbehalt - wohl auch noch nach Zugang der Annahme des anderen - wobei Sie jedoch 
umgehend zur Antwort verpflichtet sind. Ohne umgehende Antwort kommt der Vertrag ent-
sprechend dem angenommenen Angebot zustande.  

-  Der Kostenvoranschlag ist die fachmännische Berechnung der voraussichtlichen Kosten des 
Werks (geht über bloßen Angebotscharakter hinaus). Meist ist damit auch die Bereitschaft 
verbunden, das Werk so auszuführen (somit zugleich Angebot), aber nicht notwendig; gegen-
über Verbrauchern gilt der Kostenvoranschlag (dessen Richtigkeit) garantiert, wenn nichts an-
deres erklärt wurde. Dadurch könnten auch unvorhergesehene Größen oder Kostspieligkeiten 
der veranschlagten Arbeiten nicht entgelterhöhend berücksichtigt werden. 
 

11. Verwender von AGB wünschen manche Regelungen, welche durch bloße Aufnahme in AGB jedoch 
nicht wirksam vereinbart werden können. Im Folgenden bieten wir Lösungsvorschläge. 
 



 

 

12. Im Einzelvertrag sollten Sie abschließend anführen, welche Skizzen, Pläne, u.a. dem Vertrag als ver-
bindlich zugrunde gelegt werden. 
 

13. Gegenüber Verbrauchern sollte auf dem Kostenvoranschlag draufstehen: „Die Richtigkeit des Kosten-
voranschlags gilt nicht als gewährleistet“. Ein Verbraucher muss vor Erstellung des Kostenvoranschla-
ges ausdrücklich individuell auf die Entgeltlichkeit des Kostenvoranschlages hingewiesen werden. 
Punkt 2.4 der AGB alleine reicht nicht.  
 

14. Abgeltung von (Zusatz)Mehrleistungen: Die zu erbringenden Leistungen sind im Vertrag/ in der Auf-
tragsbestätigung möglichst präzise zu umschreiben (welche Leistungen, welcher Umfang, welche bau-
lichen Gegebenheiten, welche sonstigen Voraussetzungen, etc). Erforderliche Mehrleistungen können 
dadurch klar abgegrenzt und zusätzlich verrechnet (angemessenes Entgelt) werden (Punkt 3.2).  
 

15. Wünscht der Kunde nach Vertragsabschluss eine beschleunigte Ausführung oder vom ursprünglichen 
Auftrag nicht umfasste Leistungen, handelt es sich um eine geänderte bzw. zusätzliche Leistung. Man-
gels Entgeltsvereinbarung können Sie ein angemessenes Entgelt für die Mehrleistungen in Rechnung 
stellen. Zur Klarstellung, dass solches nicht vom ursprünglichen Auftragsumfang umfasst ist, sollten 
Sie auf die damit verbundenen erhöhten Kosten hinweisen (z.B. Fax nach Vor-Ort-Besprechung; ergän-
zend zu Punkt 3.2, 8.3.) 
 

16. Die einzelvertragliche Aushandlung muss gegenüber Verbrauchern zur Wirksamkeit der Bestimmung 
hinsichtlich folgender Punkte erfolgen: 

- Verpackungs-, Transport-. Verladungs- und Versandkosten sowie Zoll und Versicherung (Punkt 
3.3) 

- Preiserhöhung in den ersten zwei Monaten nach Vertragsabschluss (3.8)  
- Geltendmachung eines Verzugsschadens über die vereinbarten Verzugszinsen hinaus (5.5.)  
- Änderungen in der Leistungsausführung (8.3./ 8.4.)  Beschränkung bzw. Ausschluss der Pflicht 

zum Ersatz eines Schadens an einer zur Bearbeitung übernommen Sache (17.3.) 
 
 
Einzelvertraglich ausverhandelt heißt: Sie stellen vor Vertragsabschluss dem Verbraucher den Inhalt der Klausel zur 
Disposition. Der Kunde muss mit der Bestimmung einverstanden sein. Zu Beweiszwecken ist eine schriftliche Bestä-
tigung empfehlenswert.  
Nicht einzelvertraglich ausgehandelt ist eine Bestimmung, wenn sie im Voraus abgefasst wurde, und der Verbrau-
cher deshalb, insbesondere im Rahmen eines vorformulierten Standardvertrages, keinen Einfluss auf ihren Inhalt 
nehmen konnte. Es reicht nicht aus, dass die Klausel zwischen den Vertragsteilen bloß erörtert und dem Verbrau-
cher bewusst gemacht worden ist oder dass Sie darauf bloß durch Fettdruck, Farbdruck oder Hervorhebung usw. 
hingewiesen haben. 

17. Die baulichen, technischen und rechtlichen Voraussetzungen müssen mit dem Angebot, spä-
testens bei Vertragsabschluss präzise umschrieben werden (Hinweispflicht). Sonst ist eine Überbin-
dung der Verpflichtung, die – dem Kunden unbekannten – Voraussetzungen zu schaffen, nicht wirk-
sam.  
 

18. Verdeckt geführte Leitungen u.ä. (7.2.) Teilen Sie dem Kunden mit, welche Angaben Sie benöti-
gen.  

19. Warnpflicht: Der Kunde ist ungeachtet dieser AGB zu warnen, wenn beigestellte Stoffe (Geräte, 
Materialien), Infrastruktur bzw. Anweisungen des Kunden offenbar für die Herstellung des Gewerks 
untauglich sind. Dies gilt auch gegenüber sachverständigen Kunden. Einer Warnpflicht kann nicht 
durch allgemeine Hinweise in den AGB hinreichend nachgekommen werden (Punkt 4., Beistellun-
gen, u.a.)  
 

20. Die Zulässigkeit von bestimmten Teillieferungen und -leistungen sollten einzelvertraglich festge-
legt werden. In die AGB haben wir dies zwar grundsätzlich aufgenommen (8.5), jedoch aus Zuläs-
sigkeitsüberlegungen eingeschränkt auf sachlich gerechtfertigte Teillieferungen und –
leistungen. Im Einzelvertrag bedarf es einer solchen sachlichen Rechtfertigung nicht, wenn beide 
Parteien dies einvernehmlich festlegen. 
 

21. Eigentumsvorbehalt mit Weiterveräußerungsmöglichkeit (13.2): Bei dieser Klausel handelt es 
sich um eine Sicherungszession (Abtretung der Forderung zur Sicherung). Zur Wirksamkeit ist der 



 

 

Erwerber der Sache zu verständigen oder die Zession in die Bücher des Kunden einzutragen. 
 

22. Die Einschränkung, dass unternehmerische Kunden zumindest zwei Mängelbehebungsversuche 
einzuräumen haben (16.16.) kann nur gelten, soweit dies dem Kunden zumutbar ist.  
 
Werden Sie mit der Mängelbehebung eines Gewerkes beauftragt, und nimmt der Kunde an, dass 
dies im Rahmen der Gewährleistung (Punkt 16) von Ihnen geschuldet wird, weisen Sie den Kun-
den darauf hin, dass die Leistung erbracht werden kann, dies jedoch nicht im Rahmen der Gewähr-
leistung erfolgt, wenn sich herausstellt, dass kein Mangel vorliegt. 
 

23. Sofern im konkreten Fall für Sie vorteilhaft, können Sie gegenüber unternehmerischen Kunden etwa 
subsidiär die Geltung der einschlägigen ÖNORMEN vereinbaren. Diese enthalten teilweise jedoch 
auch für Sie strengere Bestimmungen. 
 

24. Die AGB können je nach Bedarf durch einzelvertragliche Sonderregelungen ergänzt bzw. abgeän-
dert werden. Sollten generell bestimmte Fälle anders oder zusätzlich geregelt werden, können diese 
in die AGB aufgenommen werden. 

 
 



 Allgemeine Lieferbedingungen 
  herausgegeben vom Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie Österreichs (FEEI) 
 
1.  Geltungsbereich 

Diese allgemeinen Bedingungen gelten für Rechtsgeschäfte zwischen Un-
ternehmen und zwar für die Lieferung von Waren und sinngemäß auch für die 
Erbringung von Leistungen.  

2.  Angebot 
2.1  Angebote des Verkäufers gelten als freibleibend. 
2.2  Sämtliche Angebots- und Projektunterlagen dürfen ohne Zustimmung des 

Verkäufers weder vervielfältigt noch Dritten zugänglich gemacht werden. Sie 
können jederzeit zurückgefordert werden und sind dem Verkäufer un-
verzüglich zurückzustellen, wenn die Bestellung anderweitig erteilt wird.  

3.  Vertragsschluss 
3.1  Der Vertrag gilt als geschlossen, wenn der Verkäufer nach Erhalt der Bestel-

lung eine schriftliche Auftragsbestätigung oder eine Lieferung abgesendet hat. 
3.2  Aus Angaben in Katalogen, Prospekten, Werbeschriften und schriftlichen oder  

mündlichen Äußerungen, die nicht in den Vertrag aufgenommen worden sind, 
können weder Gewährleistungsansprüche abgeleitet noch Haftungen begrün-
det werden. 

3.3  Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen dieser Bedingungen bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der schriftlichen Bestätigung.  

4.  Lieferung 
4.1  Die Lieferfrist beginnt mit dem spätesten der nachstehenden Zeitpunkte:  

a)  Datum der Auftragsbestätigung  
b)  Datum der Erfüllung aller dem Käufer obliegenden technischen, kauf-

männischen und sonstigen Voraussetzungen;  
c)  Datum, an dem der Verkäufer eine vor Lieferung der Ware zu leistende 

Anzahlung oder Sicherheit erhält. 
4.2  Behördliche und etwa für die Ausführung von Anlagen erforderliche Ge-

nehmigungen Dritter sind vom Käufer zu erwirken. Erfolgen solche Geneh-
migungen nicht rechtzeitig, so verlängert sich die Lieferfrist entsprechend. 

4.3  Der Verkäufer ist berechtigt, Teil- oder Vorlieferungen durchzuführen und zu 
verrechnen. Ist Lieferung auf Abruf vereinbart, so gilt die Ware spätestens 1 
Jahr nach Bestellung als abgerufen. 

4.4  Sofern unvorhersehbare oder vom Parteiwillen unabhängige Umstände, wie 
beispielsweise alle Fälle höherer Gewalt, eintreten, die die Einhaltung der ver-
einbarten Lieferfrist behindern, verlängert sich diese jedenfalls um die Dauer 
dieser Umstände; dazu zählen insbesondere bewaffnete Auseinandersetzun-
gen, behördliche Eingriffe und Verbote, Transport- und Verzollungsverzug, 
Transportschäden, Energie- und Rohstoffmangel, Arbeitskonflikte sowie Aus-
fall eines wesentlichen, schwer ersetzbaren Zulieferanten. Diese vorgenann-
ten Umstände berechtigen auch dann zur Verlängerung der Lieferfrist, wenn 
sie bei Zulieferanten eintreten. 

4.5  Falls zwischen den Vertragsparteien bei Vertragsabschluss eine Vertrags-
strafe (Pönale) für Lieferverzug vereinbart wurde, wird diese nach folgender 
Regelung geleistet, wobei ein Abweichen von dieser in einzelnen Punkten ihre 
Anwendung im Übrigen unberührt lässt:  

 Eine nachweislich durch alleiniges Verschulden des Verkäufers eingetretene 
Verzögerung in der Erfüllung berechtigt den Käufer, für jede vollendete Woche 
der Verspätung eine Vertragsstrafe von höchstens ½ %, insgesamt jedoch 
maximal 5 %, vom Wert desjenigen Teiles der gegenständlichen Gesamtliefe-
rung zu beanspruchen, der infolge nicht rechtzeitiger Lieferung eines wesentli-
chen Teiles nicht benützt werden kann, sofern dem Käufer ein Schaden in 
dieser Höhe erwachsen ist.  
Weitergehende Ansprüche aus dem Titel des Verzuges sind ausgeschlossen.  

4.6  Sofern eine Abnahme vereinbart wurde, gilt die Ware spätestens mit Beginn 
der Nutzung im Rahmen seines Geschäftsbetriebes als vollständig abgenom-
men. 

4.7  Der Verkäufer hat das Recht für alle Lieferungen und Leistungsbestandteile, 
Subunternehmer einzusetzen, sofern er dies dem Käufer meldet. 

5.  Gefahrenübergang und Erfüllungsort 
5.1  Wenn nichts anderes vereinbart ist, gilt die Lieferung der Ware als EXW  

gem. INCOTERMS® 2010 verkauft. 
5.2  Bei Leistungen ist der Erfüllungsort der in der schriftlichen Auftragsbestätigung 

angegebene, sekundär jener, wo die Leistung faktisch durch den Verkäufer 
erbracht wird. Die Gefahr für eine Leistung oder eine vereinbarte Teilleistung 
geht mit ihrer Erbringung auf den Käufer über. 

6.  Zahlung 
6.1  Sofern keine Zahlungsbedingungen vereinbart wurden, ist 1/3 des Preises bei 

Erhalt der Auftragsbestätigung, 1/3 bei halber Lieferzeit und der Rest bei Lie-
ferung fällig. Unabhängig davon ist die in der Rechnung enthaltene Umsatz-
steuer in jedem Fall bis spätestens 30 Tage nach Rechnungslegung zu bezah-
len.  

6.2  Bei Teilverrechnungen sind die entsprechenden Teilzahlungen mit Erhalt der 
jeweiligen Faktura fällig. Dies gilt auch für Verrechnungsbeträge, welche durch 
Nachlieferungen oder andere Vereinbarungen über die ursprüngliche Ab-
schlusssumme hinaus entstehen, unabhängig von den für die Hauptlieferung 
vereinbarten Zahlungsbedingungen. 

6.3  Zahlungen sind ohne jeden Abzug frei Zahlstelle des Verkäufers in der ver-
einbarten Währung zu leisten. Eine allfällige Annahme von Scheck oder 
Wechsel erfolgt stets nur zahlungshalber. Alle damit im Zusammenhang ste-
henden Zinsen und Spesen (wie z. B. Einziehungs- und Diskontspesen) ge-
hen zu Lasten des Käufers. 

6.4  Der Käufer ist nicht berechtigt, wegen Gewährleistungsansprüchen oder 
sonstiger Gegenansprüche Zahlungen zurückzuhalten oder aufzurechnen. 

6.5  Eine Zahlung gilt an dem Tag als geleistet, an dem der Verkäufer über sie 
verfügen kann. 

6.6  Ist der Käufer mit einer vereinbarten Zahlung oder sonstigen Leistung aus 
diesem oder anderen Rechtsgeschäften im Verzug, so kann der Verkäufer 
unbeschadet seiner sonstigen Rechte  

a)  die Erfüllung seiner eigenen Verpflichtungen bis zur Bewirkung dieser 
Zahlung oder sonstigen Leistung aufschieben und eine angemessene 
Verlängerung der Lieferfrist in Anspruch nehmen,  

b)  sämtliche offene Forderungen aus diesem oder anderen Rechtsgeschäf-
ten fällig stellen und für diese Beträge ab der jeweiligen Fälligkeit die ge-
setzlichen Verzugszinsen zuzüglich Umsatzsteuer verrechnen, sofern der 
Verkäufer nicht darüber hinausgehende Kosten nachweist, 

c)  im Falle der qualifizierten Zahlungsunfähigkeit, das heißt nach zweimali-
gem Zahlungsverzug, andere Rechtsgeschäfte nur mehr gegen Voraus-
kassa erfüllen. 

In jedem Fall ist der Verkäufer berechtigt vorprozessuale Kosten, insbeson-
dere Mahnspesen und Rechtsanwaltskosten gemäß den gesetzlich anwend-
baren Vorschriften in Rechnung zu stellen. 

6.7  Der Verkäufer behält sich das Eigentum an sämtlichen von ihm gelieferten 
Waren bis zur vollständigen Bezahlung der Rechnungsbeträge zuzüglich Zin-
sen und Kosten vor.  

 Der Käufer tritt hiermit an den Verkäufer zur Sicherung von dessen Kauf-
preisforderung seine Forderung aus einer Weiterveräußerung von Vorbe-
haltsware, auch wenn diese verarbeitet, umgebildet oder vermischt wurde, ab. 
Der Käufer ist zur Verfügung über die unter Eigentumsvorbehalt stehende Wa-
re bei Weiterverkauf mit Stundung des Kaufpreises nur unter der Bedingung 
befugt, dass er gleichzeitig mit der Weiterveräußerung den Zweitkäufer von 
der Sicherungszession verständigt oder die Zession in seinen Geschäftsbü-
chern anmerkt. Auf Verlangen hat der Käufer dem Verkäufer die abgetretene 
Forderung nebst deren Schuldner bekannt zu geben und alle für seine Forde-
rungseinziehung benötigten Angaben und Unterlagen zur Verfügung zu stellen 
und dem Drittschuldner Mitteilung von der Abtretung zu machen. Bei Pfän-
dung oder sonstiger Inanspruchnahme ist der Käufer verpflichtet, auf das Ei-
gentumsrecht des Verkäufers hinzuweisen und diesen unverzüglich zu ver-
ständigen.  

6.8.  Der Verkäufer hat das Recht die Rechnung auf elektronischem Wege zu 
übermitteln. 

7.  Gewährleistung und Einstehen für Mängel 
7.1  Der Verkäufer ist bei Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen 

verpflichtet, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen jeden die Funk-
tionsfähigkeit beeinträchtigenden Mangel, der im Zeitpunkt der Übergabe be-
steht, zu beheben, der auf einem Fehler der Konstruktion, des Materials oder 
der Ausführung beruht. Aus Angaben in Katalogen, Prospekten, Werbeschrif-
ten und schriftlichen oder mündlichen Äußerungen, die nicht in den Vertrag 
aufgenommen worden sind, können keine Gewährleistungsansprüche abgelei-
tet werden. 

7.2  Sofern nichts anderes vereinbart ist, gilt die gesetzliche Gewährleistungsfrist. 
Dies gilt auch für Liefer- und Leistungsgegenstände, die mit einem Gebäude 
oder Grund und Boden fest verbunden sind. Der Lauf der Gewährleistungsfrist 
beginnt mit dem Zeitpunkt des Gefahrenüberganges gem. Punkt 5.  

7.3  Verzögert sich die Lieferung oder Leistung aus Gründen, die nicht in der 
Sphäre des Verkäufers liegen, beginnt die Gewährleistungsfrist 2 Wochen 
nach dessen Liefer- bzw. Leistungsbereitschaft. 

7.4  Der Gewährleistungsanspruch setzt voraus, dass der Käufer die aufgetretenen 
Mängel in angemessener Frist schriftlich angezeigt hat und die Anzeige dem 
Verkäufer zugeht. Der Käufer hat das Vorliegen des Mangels in angemesse-
ner Frist nachzuweisen, insbesondere die bei ihm vorhandenen Unterlagen 
bzw. Daten dem Verkäufer zur Verfügung zu stellen. Bei Vorliegen eines ge-
währleistungspflichtigen Mangels gemäß Punkt 7.1 hat der Verkäufer nach 
seiner Wahl am Erfüllungsort die mangelhafte Ware bzw. den mangelhaften 
Teil nachzubessern oder sich zwecks Nachbesserung zusenden zu lassen 
oder eine angemessene Preisminderung vorzunehmen. 

7.5  Für Gewährleistungsarbeiten im Betrieb des Käufers sind die erforderlichen 
Hilfskräfte, Hebevorrichtungen, Gerüst und Kleinmaterialien usw. beizustellen. 
Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 

7.6  Wird eine Ware vom Verkäufer auf Grund von Konstruktionsangaben, Zeich-
nungen, Modellen oder sonstigen Spezifikationen des Käufers angefertigt, so 
erstreckt sich die Haftung des Verkäufers nur auf bedingungsgemäße Ausfüh-
rung.  

7.7  Sofern nicht anders vereinbart , sind von der Gewährleistung solche Mängel 
ausgeschlossen, die aus nicht vom Verkäufer bewirkter Anordnung und Mon-
tage, ungenügender Einrichtung, Nichtbeachtung der Installationserfordernis-
se und Benutzungsbedingungen, Überbeanspruchung der Teile über die vom 
Verkäufer angegebene Leistung, nachlässiger oder unrichtiger Behandlung 
und Verwendung ungeeigneter Betriebsmaterialien entstehen; dies gilt ebenso 
bei Mängeln, die auf vom Käufer beigestelltes Material zurückzuführen sind. 
Der Verkäufer haftet auch nicht für Beschädigungen, die auf Handlungen Drit-
ter, auf atmosphärische Entladungen, Überspannungen und chemische Ein-
flüsse zurückzuführen sind. Die Gewährleistung bezieht sich nicht auf den Er-
satz von Teilen, die einem natürlichen Verschleiß unterliegen. 

7.8  Die Gewährleistung erlischt sofort, wenn ohne schriftliche Einwilligung des 
Verkäufers der Käufer selbst oder ein nicht vom Verkäufer ausdrücklich er-
mächtigter Dritter an den gelieferten Gegenständen Änderungen oder In-
standsetzungen vornimmt.  

7.9   Die Bestimmungen 7.1 bis 7.8 gelten sinngemäß auch für jedes Einstehen für 
Mängel aus anderen Rechtsgründen. 

8.  Rücktritt vom Vertrag 
8.1  Voraussetzung für den Rücktritt des Käufers vom Vertrag ist, sofern keine 

speziellere Regelung getroffen wurde, ein Lieferverzug, der auf grobes Ver-
schulden des Verkäufers zurückzuführen ist sowie der erfolglose Ablauf einer 
gesetzten, angemessenen Nachfrist. Der Rücktritt ist mittels eingeschriebenen 
Briefes geltend zu machen. 
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8.2  Unabhängig von seinen sonstigen Rechten ist der Verkäufer berechtigt, vom 

Vertrag zurückzutreten,  
a)  wenn die Ausführung der Lieferung bzw. der Beginn oder die Weiterfüh-

rung der Leistung aus Gründen, die der Käufer zu vertreten hat, unmög-
lich oder trotz Setzung einer angemessenen Nachfrist weiter verzögert 
wird,  

b)  wenn Bedenken hinsichtlich der Zahlungsfähigkeit des Käufers entstan-
den sind und dieser auf Begehren des Verkäufers weder Vorauszahlung 
leistet, noch vor Lieferung eine taugliche Sicherheit beibringt,  

c)  wenn die Verlängerung der Lieferzeit wegen der im Punkt 4.4 angeführ-
ten Umstände insgesamt mehr als die Hälfte der ursprünglich vereinbar-
ten Lieferfrist, mindestens jedoch 6 Monate beträgt, oder  

d)  wenn der Käufer den ihm durch Punkt 13 auferlegten Verpflichtungen 
nicht oder nicht gehörig nachkommt.  

8.3  Der Rücktritt kann auch hinsichtlich eines noch offenen Teiles der Lieferung 
oder Leistung aus obigen Gründen erklärt werden. 

8.4  Falls über das Vermögen des Käufers ein Insolvenzverfahren eröffnet wird 
oder ein Antrag auf Einleitung eines Insolvenzverfahrens mangels hinreichen-
den Vermögens abgewiesen wird, ist der Verkäufer berechtigt, ohne Setzung 
einer Nachfrist vom Vertrag zurückzutreten. Wird dieser Rücktritt ausgeübt, so 
wird er sofort mit der Entscheidung wirksam, dass das Unternehmen nicht 
fortgeführt wird. Wird das Unternehmen fortgeführt, so wird ein Rücktritt erst 6 
Monate nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach Abweisung des 
Antrages auf Eröffnung mangels Vermögens wirksam. Jedenfalls erfolgt die 
Vertragsauflösung mit sofortiger Wirkung, sofern das Insolvenzrecht, dem der 
Käufer unterliegt, dem nicht entgegensteht oder wenn die Vertragsauflösung 
zur Abwendung schwerer wirtschaftlicher Nachteile des Verkäufers unerläss-
lich ist. 

8.5  Unbeschadet der Schadenersatzansprüche des Verkäufers einschließlich 
vorprozessualer Kosten sind im Falle des Rücktritts bereits erbrachte Leis-
tungen oder Teilleistungen vertragsgemäß abzurechnen und zu bezahlen. 
Dies gilt auch, soweit die Lieferung oder Leistung vom Käufer noch nicht 
übernommen wurde sowie für vom Verkäufer erbrachte Vorbereitungshand-
lungen. Dem Verkäufer steht an Stelle dessen auch das Recht zu, die Rück-
stellung bereits gelieferter Gegenstände zu verlangen. 

8.6  Sonstige Folgen des Rücktritts sind ausgeschlossen. 
8.7  Die Geltendmachung von Ansprüchen wegen laesio enormis, Irrtum und 

Wegfall der Geschäftsgrundlage durch den Käufer wird ausgeschlossen.  
9.  Entsorgung von Elektro- und Elektronikaltgeräten  

Der Käufer, welcher seinen Sitz in Österreich hat, hat dafür Sorge zu tragen, 
dass dem Verkäufer alle Informationen zur Verfügung gestellt werden, um die 
Verpflichtungen des Verkäufers als Hersteller/Importeur gemäß den gesetzlich 
anwendbaren Vorschriften erfüllen zu können.  

10.  Haftung des Verkäufers 
10.1  Der Verkäufer haftet für Schäden außerhalb des Anwendungsbereiches des 

Produkthaftungsgesetzes nur, sofern ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
nachgewiesen werden, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften. Die Ge-
samthaftung des Verkäufers in Fällen der groben Fahrlässigkeit ist auf den 
Nettoauftragswert oder auf EUR 500.000,- begrenzt, je nachdem, welcher 
Wert niedriger ist. Pro Schadensfall ist die Haftung des Verkäufers auf 25 % 
des Nettoauftragswertes oder auf EUR 125.000,- begrenzt, je nachdem, wel-
cher Wert niedriger ist. 

10.2  Sofern nicht anders vereinbart, sind die Haftung für leichte Fahrlässigkeit, mit 
Ausnahme von Personenschäden, sowie der Ersatz von Folgeschäden, reinen 
Vermögensschäden, indirekten Schäden, Produktionsausfall, Finanzierungs-
kosten, Kosten für Ersatzenergie, Verlust von Energie, Daten oder Informatio-
nen, des entgangenen Gewinns, nicht erzielter Ersparnisse, von Zinsverlusten 
und von Schäden aus Ansprüchen Dritter gegen den Käufer ausgeschlossen. 

10.3  Sofern nicht anders vereinbart, ist bei Nichteinhaltung allfälliger Bedingungen 
für Montage, Inbetriebnahme und Benutzung (wie z. B. in Bedienungsanlei-
tungen enthalten) oder der behördlichen Zulassungsbedingungen jeder Scha-
denersatz ausgeschlossen. 

10.4  Sind Vertragsstrafen vereinbart, sind darüber hinausgehende Ansprüche des 
Käufers aus dem jeweiligen Titel ausgeschlossen. 

10.5  Die Regelungen des Punktes 10 gelten abschließend für sämtliche Ansprüche  
 des Käufers gegen den Verkäufer, gleich aus welchem Rechtsgrund und -titel 

und sind  auch für alle Mitarbeiter, Subunternehmer und Sublieferanten des 
Verkäufers wirksam.  

11.  Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrecht 
11.1  Wird eine Ware vom Verkäufer auf Grund von Konstruktionsangaben, Zeich-

nungen, Modellen oder sonstigen Spezifikationen des Käufers angefertigt, hat 
der Käufer diesen bei allfälliger Verletzung von Schutzrechten schad- und 
klaglos zu halten. 

11.2  Ausführungsunterlagen wie z. B. Pläne, Skizzen und sonstige technische  
 Unterlagen bleiben ebenso wie Muster, Kataloge, Prospekte, Abbildungen u. 

dgl. stets geistiges Eigentum des Verkäufers und unterliegen den ein-
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich Vervielfältigung, Nach-
ahmung, Wettbewerb usw. Punkt 2.2 gilt auch für Ausführungsunterlagen. 

12.  Geltendmachung von Ansprüchen 
Alle Ansprüche des Käufers sind bei sonstigem Anspruchsverlust binnen 3 
Jahren ab Durchführung der Leistungen gerichtlich geltend zu machen, sofern 
zwingende gesetzliche Bestimmungen nicht andere Fristen vorsehen. 

13.  Einhaltung von Exportbestimmungen 
13.1  Der Käufer hat bei Weitergabe der vom Verkäufer gelieferten Waren sowie  

dazugehöriger Dokumentation unabhängig von der Art und Weise der Zurver-
fügungstellung oder der vom Verkäufer erbrachten Leistungen einschließlich 
technischer Unterstützung jeder Art an Dritte die jeweils anwendbaren Vor-
schriften der nationalen und internationalen (Re-)Exportbestimmungen einzu-
halten. In jedem Fall hat er bei Weitergabe der Waren bzw. Leistungen an 
Dritte die (Re-)Exportbestimmungen des Sitzstaates des Verkäufers, der Eu-
ropäischen Union, des Vereinigten Königreiches Großbritannien und Nordir-
land und der Vereinigten Staaten von Amerika zu beachten.  

13.2  Sofern für Exportkontrollprüfungen erforderlich, hat der Käufer dem Verkäufer 
nach Aufforderung unverzüglich alle erforderlichen Informationen, u.a. über 
Endempfänger, Endverbleib und Verwendungszweck der Waren bzw. Leis-
tungen zu übermitteln.  

14.  Allgemeines  
14.1  Falls einzelne Bestimmungen des Vertrages oder dieser Bedingungen unwirk-

sam sein sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht be-
rührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige, die dem angestreb-
ten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen.  

14.2  Die deutsche Sprachfassung gilt als authentische Fassung der Bedingungen 
und ist auch zur Vertragsauslegung zu verwenden. 

15.  Gerichtsstand und Recht  
Zur Entscheidung aller aus dem Vertrag entstehenden Streitigkeiten – ein-
schließlich solcher über sein Bestehen oder Nichtbestehen – ist das sachlich 
zuständige Gericht am Hauptsitz des Verkäufers, in Wien jenes im Sprengel 
des Bezirksgerichtes Innere Stadt, ausschließlich zuständig. Der Vertrag un-
terliegt österreichischem Recht unter Ausschluss der Weiterverweisungs-
normen. Die Anwendung des UNCITRAL-Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen über Verträge über den internationalen Warenkauf wird ausge-
schlossen.  

16.  Vorbehaltsklausel 
Die Vertragserfüllung seitens des Verkäufers steht unter dem Vorbehalt, dass 
der Erfüllung keine Hindernisse aufgrund von nationalen oder internationalen 
(Re-) Exportbestimmungen, insbesondere keine Embargos und/oder sonstige 
Sanktionen, entgegenstehen. 
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Allgemeine Softwarebedingungen 
herausgegeben vom Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie Österreichs (FEEI) 

1. Vertragsgegenstand 
1.1 Diese Softwarebedingungen gelten für Rechtsgeschäfte zwischen 

Unternehmen und zwar für die Lieferung und Lizenzierung von Software. 
Software im Sinne dieser Bedingungen sind vom Lizenzgeber 
standardmäßig vertriebene oder individuell für den Lizenznehmer 
entwickelte oder adaptierte Computerprogramme im Sinne des §40a 
österreichisches Urheberrechtsgesetz zur Nutzung auf, zum Betrieb oder 
zur Steuerung von elektrotechnischen und/oder elektronischen 
Einrichtungen und Systemen einschließlich hierfür überlassener 
Unterlagen gemäß Punkt 5. 

1.2 Der Leistungsumfang und damit zusammenhängende Software-
Leistungen und etwaige Zusatzleistungen sind einzelvertraglich zu 
definieren. Diese Bedingungen gelten auch für diese Software-
Leistungen und Zusatzleistungen. 

2. Rechteeinräumung 
2.1. Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, erhält der Lizenznehmer 

das nicht übertragbare und nicht ausschließliche Recht, die Software 
unter Einhaltung der vertraglichen Spezifikation am vereinbarten 
Aufstellungsort zu benutzen. Dieses Recht ist bei mitgelieferter 
Hardware ausschließlich auf die Nutzung auf dieser Hardware 
beschränkt. 
Bei selbständiger Software ist die Nutzung ausschließlich auf der im 
Vertrag nach Type, Anzahl und Aufstellungsort definierten Hardware 
zulässig. Eine Nutzung auf einer anderen als im Vertrag definierter 
Hardware und auf mehreren Arbeitsplätzen bedarf einer gesonderten 
schriftlichen Vereinbarung. 

2.2 Alle anderen Rechte an der Software sind dem Lizenzgeber vorbehalten. 
Ohne dessen vorheriges schriftliches Einverständnis ist der 
Lizenznehmer unbeschadet der Bestimmungen des §40d 
österreichisches Urheberrechtsgesetz daher insbesondere nicht 
berechtigt, die Software zu vervielfältigen, zu ändern, Dritten zur 
Verfügung zu  stellen oder auf einer anderen als der im Vertrag 
definierten Hardware zu benutzen. 

3. Vertragsschluss 
3.1 Angebote des Lizenzgebers gelten im Zweifel als freibleibend. Der 

Vertrag über die Lieferung und Lizenzierung der Software samt der damit 
zusammenhängenden, einzelvertraglich zu vereinbarenden Software-
Leistungen gilt als geschlossen, wenn der Lizenzgeber nach Erhalt der 
Bestellung des Lizenznehmers den Auftrag schriftlich bestätigt oder die 
erste Teillieferung vorgenommen hat. 

3.2 Sämtliche Angebots- und Projektunterlagen dürfen ohne Zustimmung des 
Lizenzgebers weder vervielfältigt noch Dritten zur Verfügung gestellt 
werden. Sie können jederzeit zurückgefordert werden und sind dem 
Lizenzgeber unverzüglich zurückzustellen, wenn kein Vertrag zwischen 
Lizenzgeber und Lizenznehmer über den gegenständlichen Auftrag 
zustande kommt.   

3.3 Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen des Vertrags über die 
Lieferung und Lizenzierung der Software einschließlich dieser 
Bedingungen bedürfen der Schriftform. Von diesen Bedingungen 
abweichende Bestimmungen, gelten als einzelvertraglich vereinbart, 
wenn der Lizenzgeber diesen ausdrücklich zustimmt.   

4. Mitwirkungspflichten des Lizenznehmers 
Vorbehaltlich einer einzelvertraglichen Regelung ist der Lizenznehmer 

verantwortlich für: 
a) Die Auswahl aus der vom Lizenzgeber angebotenen Software; 
b) Bei Individualsoftware für die Übermittlung aller zur Erstellung 

eines Pflichtenheftes erforderlichen Informationen; 
c) Die Benutzung der Software sowie die damit erzielten Resultate; 
d) Das Einspielen von ihm zur Verfügung gestellten neuen Versionen 

und Updates; 
5. Softwarespezifikationen 
5.1 Der Lizenzgeber stellt die Spezifikationen bei Standardsoftware zur 

Verfügung.   
5.2 Für vom Lizenznehmer beauftragte Individualsoftware ist ein Pflichtenheft 

zwischen dem Lizenzgeber und dem Lizenznehmer schriftlich zu 
vereinbaren. 

5.3 Softwarespezifikationen können z.B. Leistungsmerkmale, Unterlagen 
über spezielle Funktionen, Hardware- und Softwarevoraussetzungen, 
Installationserfordernisse, Einsatzbedingungen, Bedienung 
(Bedienerhandbuch) beinhalten. 

5.4 Der Lizenznehmer ist für die Einhaltung der Softwarespezifikationen, wie 
insbesondere der Einsatzbedingungen, sowie die Erlangung und 
Einhaltung etwaiger behördlicher Zulassungsbedingungen 
verantwortlich. 

6. Lieferung, Gefahrtragung und Abnahme 
6.1 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, liefert der Lizenzgeber 

dem Lizenznehmer die Software in maschinenlesbarer Form. Dies erfolgt 
entweder in Form einer physischen Lieferung oder Übergabe eines 
physischen Datenträgers bzw. durch Zurverfügungstellung in 
elektronischer Form (z.B. Download). Der Lizenzgeber ist berechtigt, die 
im Lieferzeitpunkt aktuelle Version zu liefern. 

6.2 Wird kein Liefertermin vereinbart, wird der Liefertermin dem 
Lizenznehmer vom Lizenzgeber bekanntgegeben. 

6.3 Der Versand von Software und Datenträgern erfolgt auf Gefahr des 
Lizenznehmers. 

6.4 Sofern eine Abnahme vorgesehen ist, steht dem Lizenznehmer die 
Software zur unentgeltlichen Benutzung während einer Testperiode zur 
Verfügung. Die Testperiode beginnt mit Lieferung der Software bzw. mit 

dem zur Verfügung stellen in elektronischer Form gemäß Punkt 6.1. und 
dauert eine Woche, sofern einzelvertraglich nichts anderes vereinbart ist. 

6.5 Die Software gilt nach Ablauf der Testperiode als abgenommen, wenn: 
6.5.1 der Lizenznehmer die Übereinstimmung mit den vertraglichen 
Spezifikationen bestätigt;  
6.5.2 der Lizenznehmer innerhalb der Testperiode nicht schriftlich 
wesentliche Mängel rügt; oder 
6.5.3 der Lizenznehmer die Software nach Ablauf der Testperiode im 
Rahmen seines Geschäftsbetriebes benutzt. 

6.6 Ist keine Abnahme vorgesehen, so tritt hinsichtlich der Rechtsfolgen 
gemäß Punkt 7.1 an Stelle der Abnahme der Zeitpunkt der Lieferung. 
Die Gefahr geht in jedem Fall mit der Lieferung auf den Lizenznehmer 
über. 

7. Gewährleistung und Einstehen für Mängel 
7.1 Bei Software gewährleistet der Lizenzgeber die Übereinstimmung mit den 

bei Vertragsabschluss gültigen Spezifikationen, sofern die Software 
gemäß den jeweils geltenden Installationserfordernissen eingesetzt und 
unter den jeweils geltenden Einsatzbedingungen benutzt wird. Aus 
Angaben in Katalogen, Prospekten, Werbeschriften und schriftlichen 
oder mündlichen Äußerungen, die nicht in den Vertrag aufgenommen 
worden sind, können weder Gewährleistungsansprüche abgeleitet noch 
Haftungen begründet werden. Sofern einzelvertraglich nichts anderes 
vereinbart ist, gilt die gesetzliche Gewährleistungsfrist ab Abnahme bzw. 
Lieferung.  

7.2 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, richtet sich die 
Beweislast dafür, dass der Mangel bereits zum Übergabezeitpunkt 
vorhanden war, nach den gesetzlichen Gewährleistungsbestimmungen. 

7.3 Voraussetzung für die Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen 
ist, sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, eine unverzügliche 
Untersuchung bzw. Prüfung der Software bei Lieferung sowie eine 
unverzügliche schriftliche Mängelrüge, in welcher der Lizenznehmer 
nach besten Bemühungen die Abweichung von der Spezifikation; die 
Bedienschritte, welche zum Mangel geführt haben; sowie die 
Fehlermeldung der Software detailliert bekanntzugeben hat.. 

7.4 Voraussetzungen jeder Mängelbeseitigung sind, dass  
a) es sich um eine funktionsstörende Abweichung handelt; 
b) diese reproduzierbar ist; 
c) der Lizenznehmer ihm allenfalls innerhalb der Gewährleistungsfrist 

kostenlos angebotene neue Versionen und Updates installiert hat; 
d) der Lizenzgeber vom Lizenznehmer alle für die Mangelbeseitigung 

notwendigen Unterlagen und Informationen erhält; und  
e) dem Lizenzgeber während dessen Normalarbeitszeit der Zugang 

zu Hardware und Software ermöglicht wird. 
7.5 Die Beseitigung von Mängeln, das sind funktionsstörenden 

Abweichungen von den gültigen Spezifikationen, erfolgt nach Wahl des 
Lizenzgebers durch Lieferung einer neuen Software oder durch 
entsprechende Änderung des Programms. 

7.6 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, besteht für Software, an 
welcher der Lizenznehmer oder Dritte ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung des Lizenzgebers Änderungen vorgenommen haben, keine 
Gewährleistung, auch wenn der Mangel in einem nicht geänderten Teil 
auftritt.  

7.7 Sofern einzelvertraglich vorab nicht anders vereinbart, führt eine 
Veränderung der ursprünglich für die Softwareinstallation zur Verfügung 
gestellten Hardware bzw. Hardwarekonfiguration durch den 
Lizenznehmer oder Dritte zum Erlöschen der Gewährleistung. 

7.8 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, übernimmt der 
Lizenzgeber keine Gewähr  
a) für Fremdsoftware, die nicht Vertragsbestandteil ist, 
b) für das Zusammenarbeiten vertragsgegenständlicher Software mit 

anderen beim Lizenznehmer im Einsatz befindlichen oder 
geplanten Softwareprogrammen oder 

c) für bloß kurzfristige, softwaretypische Funktionsunterbrechungen 
bzw. –störungen.  

7.9 Unsachgemäße Handhabung oder Fehler in der Bedienung bzw. 
Benutzung der Software durch den Lizenznehmer oder Dritte, führt zu 
einem Ausschluss der Gewährleistung. 

7.10 Entspricht die Software bei aufrechter Gewährleistung in 
funktionsstörender Weise nicht den Spezifikationen und ist der 
Lizenzgeber trotz nachhaltiger Bemühungen innerhalb einer 
angemessenen Frist nicht in der Lage, die Übereinstimmung mit den 
Spezifikationen herzustellen, hat jeder Vertragsteil das Recht, den 
Vertrag für die betreffende Software, gegen Rückerstattung der 
erhaltenen Leistungen, mit sofortiger Wirkung aufzulösen. 

7.11 Mängel in einzelnen Programmen geben dem Lizenznehmer nicht das 
Recht, den Vertrag hinsichtlich der übrigen Programme aufzulösen. 

7.12 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, sind weitere Ansprüche 
aus dem Titel der Mangelhaftigkeit der Software, mit Ausnahme solcher 
nach Punkt 7., ausgeschlossen. 

7.13 Wartungen (zB. Fehlerdiagnose und –beseitigung, Pflege etc.), die nicht 
unter die Mängelbehebung fallen, sowie deren jeweilige Kostentragung, 
sind gesondert zu vereinbaren. 

8. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrecht 
8.1 Der Lizenzgeber wird den Lizenznehmer in der Abwehr aller Ansprüche 

unterstützen, die darauf beruhen, dass vertragsgemäß genutzte 
Software ein nach der österreichischen Rechtsordnung wirksames 
gewerbliches Schutzrecht oder Urheberrecht verletzt. Der Lizenznehmer 
wird den Lizenzgeber unverzüglich schriftlich benachrichtigen, falls 
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https://ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=a3d0f11f-fef3-4058-b80d-7aa402dc9fe8&Abfrage=Gesamtabfrage&SearchInAsylGH=&SearchInAvn=&SearchInAvsv=&SearchInBegut=&SearchInBgblAlt=&SearchInBgblAuth=&SearchInBgblPdf=&SearchInBks=&SearchInBundesnormen=&SearchInDok=&SearchInDsk=&SearchInErlaesse=&SearchInGbk=&SearchInGemeinderecht=&SearchInJustiz=&SearchInBvwg=&SearchInLvwg=&SearchInLgbl=&SearchInLgblNO=&SearchInLgblAuth=&SearchInLandesnormen=&SearchInNormenliste=&SearchInPvak=&SearchInRegV=&SearchInUbas=&SearchInUmse=&SearchInUvs=&SearchInVerg=&SearchInVfgh=&SearchInVwgh=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=%c2%a7+40d+urheberrechtsgesetz&Dokumentnummer=NOR12036607


derartige Ansprüche gegen ihn erhoben werden, und im Falle eines 
Rechtsstreites eine Streitverkündung vornehmen, um ihm die Möglichkeit 
eines Verfahrensbeitritts zu geben. 

8.2 Werden Ansprüche aus der Verletzung von Schutzrechten geltend 
gemacht, welche der Lizenzgeber zu vertreten hat, kann der Lizenzgeber 
auf eigene Kosten die Software ändern, austauschen oder ein 
Nutzungsrecht erwirken. Ist dies mit angemessenem Aufwand nicht 
möglich, hat der Lizenznehmer auf Verlangen des Lizenzgebers 
unverzüglich das Original und alle Kopien der Software einschließlich 
überlassener Unterlagen gegen Rückerstattung der Vergütung 
zurückzugeben. Hiermit sind alle Ansprüche des Lizenznehmers 
bezüglich der Verletzung gewerblicher Schutzrechte und des 
Urheberrechts, unter Ausschluss jeder weitergehenden Verpflichtung 
des Lizenzgebers, abschließend geregelt. 

8.3 Der Lizenzgeber behält sich das Recht vor, die vereinbarte Nutzung der 
Software selbst, oder durch beauftragte Dritte („Unterauftragnehmer“), zu 
prüfen („Audit“), vorausgesetzt, er kündigt die Prüfung 14 Tage im 
Voraus schriftlich an. Der Lizenznehmer ist verpflichtet, bei dem Audit 
mitzuwirken und dem Lizenzgeber, oder seinen Unterauftragnehmern, 
hinreichenden Zugang zu mit der Nutzung der Software 
zusammenhängenden Informationen (zB Server, Geschäftsbücher, etc.) 
zu gewähren. Gegebenenfalls zu wenig bezahltes Entgelt ist innerhalb 
von 14 Tagen nach schriftlicher Aufforderung, nachzuentrichten. 
Zusätzlich ist der Lizenzgeber berechtigt den Vertrag außerordentlich zu 
kündigen. Die Kostentragung des Audits ist gesondert zu vereinbaren. 

8.4 Der Lizenznehmer stellt durch technische oder sonstige Maßnahmen 
sicher, dass die Software durch bei ihm eingesetzte Open Source 
Software nicht unter dieselben OSS-Lizenzbedingungen fällt.  

8.5 Für Software, für die der Lizenzgeber nur ein abgeleitetes Nutzungsrecht 
besitzt (Fremdsoftware), gelten zusätzlich und vorrangig vor den 
gegenständlichen Bedingungen die zwischen dem Lizenzgeber und 
seinem Lizenzgeber vereinbarten Nutzungsbedingungen, soweit sie den 
Lizenznehmer betreffen (wie z.B. End User License Agreement). Der 
Lizenzgeber weist auf diese hin und stellt sie auf Verlangen dem 
Lizenznehmer zur Verfügung. 

8.6 Der Lizenznehmer ist verantwortlich für die Wahrung sämtlicher Rechte 
des Lizenzgebers (wie z.B. gewerbliche Schutzrechte, Urheberrecht 
einschließlich Recht auf Copyright-Vermerk) an der Software und die 
Wahrung der Ansprüche des Lizenzgebers auf Geheimhaltung von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen auch durch Mitarbeiter und 
Erfüllungsgehilfen des Lizenznehmers bzw. Dritte; das gilt auch, wenn 
die Software geändert oder mit anderen Programmen verbunden wurde. 
Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendigung des Vertrages 
aufrecht; 

9. Haftung 
9.1 Soweit nicht einzelvertraglich anderes vereinbart ist, haftet der  

Lizenzgeber für Schäden, nur sofern ihm Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit nachgewiesen werden, im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften. Die Gesamthaftung des Lizenzgebers in Fällen der groben 
Fahrlässigkeit ist auf den Nettoauftragswert oder auf EUR 500.000,- 
begrenzt, je nachdem, welcher Wert niedriger ist. Pro Schadensfall ist 
die Haftung des Lizenzgebers auf 25 % des Nettoauftragswertes oder 
auf EUR 125.000,- begrenzt, je nachdem, welcher Wert niedriger ist. 

9.2 Sofern nicht anders vereinbart, sind die Haftung für leichte Fahrlässigkeit, 
mit Ausnahme von Personenschäden, sowie der Ersatz von 
Folgeschäden, reinen Vermögensschäden, indirekten Schäden, 
Produktionsausfall, Finanzierungskosten, Kosten für Ersatzenergie, 
Verlust von Energie, Daten oder Informationen, des entgangenen 
Gewinns, nicht erzielter Ersparnisse, von Zinsverlusten und von 
Schäden aus Ansprüchen Dritter gegen den Lizenznehmer 
ausgeschlossen. 

9.3 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, ist bei Nichteinhaltung 
allfälliger Bedingungen für Installation, Implementierung und Benutzung 
(wie z.B. in Bedienungsanleitungen enthalten) oder von behördlichen 
Zulassungsbedingungen jeder Schadenersatz ausgeschlossen. 

9.4 Sind Vertragsstrafen vereinbart, sind darüber hinausgehende Ansprüche 
des Lizenznehmers aus dem jeweiligen Titel ausgeschlossen. 

9.5 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, übernimmt der 
Lizenzgeber für die in Punkt 7.8 genannten Fällen auch keinerlei 
Haftung. 

9.6 Der Lizenznehmer haftet dem Lizenzgeber für die Verletzung der im 
Punkt 5.4 übernommenen Verpflichtungen und hält den Lizenzgeber 
schad- und klaglos. 

9.7 Die Regelungen des Punktes 9 gelten abschließend für sämtliche 
Ansprüche des Lizenznehmers gegen den Lizenzgeber, gleich aus 
welchem Rechtsgrund und -titel und sind auch für alle Mitarbeiter, 
Unterauftragnehmer und Unterlieferanten des Lizenzgebers wirksam. 

10. Zahlung 
10.1 Die Höhe und Fälligkeit des einmaligen und/oder laufenden 

Nutzungsentgelts ist einzelvertraglich zu vereinbaren, ebenso wie eine 
allfällige Wertsicherung. 

10.2 Der Lizenzgeber hat das Recht die Rechnung auf elektronischem Wege 
zu übermitteln. 

11. Dauer und Vertragsbeendigung 
11.1 Die Dauer des Nutzungsrechts richtet sich nach dem Vertrag. Das 

Nutzungsrecht endet jedenfalls mit Ablauf der vereinbarten Nutzungszeit 
bzw. ist auf die Nutzungsdauer der im Vertrag allenfalls definierten 
Hardware beschränkt. 

11.2 Bei Beendigung des Nutzungsrechtes ist der Lizenznehmer nach Wahl 
des Lizenzgebers verpflichtet, die gesamte Software einschließlich 
überlassener Unterlagen an den Lizenzgeber zurückzugeben oder 
nachweislich zu vernichten. Dies gilt auch für geänderte oder mit 
anderen Programmen verbundene Software. 

11.3 Kann bei Individualsoftware innerhalb angemessener Frist keine 
Einigung über die Abnahme des Pflichtenhefts erzielt werden, so ist der 
Lizenzgeber berechtigt den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu beenden. 
Bis dahin erbrachte Leistungen sind nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen rückabzuwickeln. 

11.4 Kommt der Lizenznehmer seinen Verpflichtungen nicht nach, so ist der 
Lizenzgeber berechtigt, die Leistungserbringung abzulehnen und nach 
Setzung einer angemessenen Frist vom Vertrag zurück zu treten. Der 
Lizenznehmer haftet jedenfalls für alle Schäden (beispielsweise für 
Stehzeiten, etc.), welche dem Lizenzgeber durch Nichteinhaltung dieser 
Verpflichtungen entstehen. 

11.5 Falls über das Vermögen des Lizenznehmers ein Insolvenzverfahren 
eröffnet wird oder ein Antrag auf Einleitung eines Insolvenzverfahrens 
mangels hinreichenden Vermögens abgewiesen wird, ist der 
Lizenzgeber berechtigt, ohne Setzung einer Nachfrist vom Vertrag 
zurückzutreten. Wird dieser Rücktritt ausgeübt, so wird er sofort mit der 
Entscheidung wirksam, dass das Unternehmen nicht fortgeführt wird. 
Wird das Unternehmen fortgeführt, so wird ein Rücktritt erst 6 Monate 
nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach Abweisung des 
Antrages auf Eröffnung mangels Vermögens wirksam. Jedenfalls erfolgt 
die Vertragsauflösung mit sofortiger Wirkung, sofern das Insolvenzrecht, 
dem der Lizenznehmer unterliegt, dem nicht entgegensteht oder wenn 
die Vertragsauflösung zur Abwendung schwerer wirtschaftlicher 
Nachteile des Lizenzgebers unerlässlich ist.  

12 Geltendmachung von Ansprüchen 
Alle Ansprüche des Lizenznehmers sind bei sonstigem Anspruchsverlust 

binnen 3 Jahren ab Durchführung der Leistungen gerichtlich geltend zu 
machen, sofern zwingende gesetzliche Bestimmungen nicht andere 
Fristen vorsehen. 

13 Einhaltung von Exportbestimmungen 
13.1 Der Lizenznehmer hat bei Weitergabe der vom Lizenzgeber gelieferten 

Waren sowie dazugehöriger Dokumentation unabhängig von der Art und 
Weise der Zurverfügungstellung oder der vom Lizenzgeber erbrachten 
Leistungen einschließlich technischer Unterstützung jeder Art an Dritte 
die jeweils anwendbaren Vorschriften der nationalen und internationalen 
(Re-) Exportbestimmungen einzuhalten. In jedem Fall hat er bei 
Weitergabe der Waren oder Leistungen an Dritte die (Re-
)Exportbestimmungen des Sitzstaates des Lizenzgebers, der 
Europäischen Union, des Vereinigten Königreiches Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika zu beachten. 

13.2 Sofern für Exportkontrollprüfungen erforderlich, hat der Lizenznehmer 
dem Lizenzgeber nach Aufforderung unverzüglich alle erforderlichen 
Informationen, u.a. über Endempfänger, Endverbleib und 
Verwendungszweck der Software oder Leistungen zu übermitteln.  

14. Allgemeines  
14.1 Der Lizenzgeber hat dem Lizenznehmer zu melden, wenn er sich der 

Leistung von Unterauftragnehmern bedient. Konzernverbundene 
Unternehmen des Lizenzgebers gelten vorab als genehmigt. 

14.2 Falls einzelne Bestimmungen des Vertrages oder dieser  Bedingungen 
unwirksam sein sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige, die 
dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen.  

14.3 Die deutsche Sprachfassung gilt als authentische Fassung der 
Bedingungen und ist auch zur Vertragsauslegung zu verwenden. 

15. Gerichtsstand und Recht 
Zur Entscheidung aller aus dem Vertrag entstehenden Streitigkeiten – ein-

schließlich solcher über sein Bestehen oder Nichtbestehen – ist das 
sachlich zuständige Gericht am Hauptsitz des Lizenzgebers, in Wien 
jenes im Sprengel des Bezirksgerichtes Innere Stadt, ausschließlich 
zuständig. Der Vertrag unterliegt österreichischem Recht unter 
Ausschluss der Weiterverweisungsnormen. Die Anwendung des 
UNCITRAL-Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge 
über den internationalen Warenkauf wird ausgeschlossen.  

16 Vorbehaltsklausel 
Die Vertragserfüllung seitens des Lizenzgebers steht unter dem Vorbehalt, 

dass der Erfüllung keine Hindernisse aufgrund von nationalen oder 
internationalen (Re-) Exportbestimmungen, insbesondere keine 
Embargos und/oder sonstige Sanktionen, entgegenstehen. 
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Softwarewartungsbedingungen  
herausgegeben vom FEEI - Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie Österreich 

1. Vertragsgegenstand 
1.1 Diese Softwarewartungsbedingungen gelten für Rechtsgeschäfte zwischen 

Unternehmen und zwar für die Wartung von zuvor vom Auftragnehmer ge-
lieferter und lizensierter Software. Software im Sinne dieser Bedingungen 
sind vom Auftragnehmer standardmäßig vertriebene oder individuell für 
den Auftraggeber entwickelte oder adaptierte Computerprogramme im Sin-
ne des österreichischen § 40a Urheberrechtsgesetz zur Nutzung auf, zum 
Betrieb oder zur Steuerung von elektrotechnischen und/oder elektroni-
schen Einrichtungen und Systemen.  

1.2 Wartung im Sinne dieser Bedingungen bedeutet, dass der Auftragnehmer 
sicherstellt, dass die Software in der lizenzierten Version vereinbarungs-
gemäß funktioniert. Hierzu zählen insbesondere, das Einspielen von Fixes, 
Patches und Software-Updates. 

1.3 Der genaue Umfang der Wartungsleistungen ist einzelvertraglich zu deter-
minieren. 

1.4 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, ist die Wartung von Dritt-
software nicht Vertragsgegenstand. 

1.5 Der Auftragnehmer behält sich vor, die Wartungsleistung einzustellen, wenn 
die Software nicht mehr in seinem Portfolio vorhanden ist. Der Auftrag-
nehmer wird den Auftraggeber rechtzeitig informieren und nach Möglichkeit 
versuchen, Alternativen vorzuschlagen.  

2. Vertragsschluss 
2.1 Angebote des Auftragnehmers gelten im Zweifel als freibleibend. Der 

Vertrag gilt als geschlossen, wenn der Auftragnehmer nach Erhalt der Be-
stellung des Auftraggebers den Auftrag schriftlich bestätigt. 

2.2 Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen des Vertrags über die Soft-
warewartung einschließlich dieser Bedingungen bedürfen der Schriftform. 
Von diesen Bedingungen abweichende Bestimmungen, gelten als einzel-
vertraglich vereinbart, wenn der Auftragnehmer diesen ausdrücklich zu-
stimmt. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
3.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, 

a) alles Erforderliche zu tun, damit die Leistungen rechtzeitig begonnen 
und ohne Unterbrechung durchgeführt werden können; 

b) die gegebenenfalls notwendigen Vorbereitungsleistungen fachge-
recht auf seine Kosten und Verantwortung auszuführen und alle vor-
handenen Unterlagen dem Auftragnehmer rechtzeitig zur Verfügung 
zu stellen. Diese Unterlagen verbleiben im Eigentum des Auftragge-
bers und dürfen vom Auftragnehmer bzw. dessen Subunternehmer 
nur für die Zwecke der Wartungsleistungen verwendet werden; 

c) auf seine Kosten die notwendigen Unfallverhütungsmaßnahmen zu 
treffen; 

d) dem Auftragnehmer oder seinem Subunternehmer physischen Zu-
gang zu ermöglichen bzw. die Voraussetzungen dafür zu schaffen; 

e) dem Auftragnehmer eine Möglichkeit des Fernzugangs zur zu pfle-
genden Software einzurichten; und 

f) unverzüglich den Auftragnehmer über Änderungen in der Einsatzum-
gebung zu unterrichten. 

3.2 Kommt der Auftraggeber seinen Verpflichtungen nicht nach, so ist der 
Auftragnehmer berechtigt, die Leistungserbringung abzulehnen und nach 
Setzung einer angemessenen Frist vom Vertrag zurückzutreten. Der Auf-
traggeber haftet jedenfalls für alle Schäden (beispielsweise für Stehzeiten, 
etc.), welche dem Auftragnehmer durch Nichteinhaltung dieser Verpflich-
tungen entstehen. 

4 Verrechnung von Leistungen 
4.1 Wenn nicht anders vereinbart, werden die Leistungen nach Zeit und Auf-

wand (Regie) verrechnet. Nach schriftlicher Vereinbarung ist auch eine 
Verrechnung zu einem Pauschalpreis möglich. Soweit nicht ausdrücklich 
etwas anderes vereinbart ist, werden die Leistungen zu den normalen Ge-
schäftszeiten des Auftragnehmers erbracht. 

4.2  Leistungen nach Regie 
Die Leistungen des Auftragnehmers werden wie folgt in Rechnung gestellt: 
Entgelt für Personal: Der Auftraggeber bescheinigt dem Personal des Auf-
tragnehmers die aufgewendete Arbeitszeit durch Arbeitszeitbestätigungen. 
Die Arbeitszeit beginnt mit Eintreffen und endet mit Verlassen des Perso-
nals beim Auftraggeber vor Ort. Bescheinigt der Auftraggeber dies ohne 
ausreichenden Grund nicht, so gelten die Aufzeichnungen des Auftrag-
nehmers als Abrechnungsgrundlage. Für die aufgewendete Arbeitszeit gel-
ten die vereinbarten bzw. im Angebot festgelegten Verrechnungssätze.  
Für mittels Fernzugangs durchgeführte Wartungen führt der Auftragnehmer 
eine Arbeitszeitaufzeichnung selbst durch. 

4.3  Leistungen zu Pauschalpreisen 
Der Pauschalpreis deckt die schriftlich vereinbarten vom Auftragnehmer 
regelmäßig zu erbringenden Leistungen ab. Er setzt einen ungehinderten 
Arbeitsablauf und die rechtzeitige Beendigung aller allenfalls notwendigen 
Vorleistungen des Auftraggebers voraus. Mehraufwendungen, die dem 
Auftragnehmer durch von ihm nicht zu vertretende Umstände wie durch 
nachträgliche Änderungen des Inhalts oder Umfangs der Leistungen, durch 
Wartezeiten etc. entstehen, trägt der Auftraggeber. 

4.4 Wenn nicht anders vereinbart, sind Quartier und Reisekosten des Personals 
des Auftragnehmers nicht im Preis enthalten und werden gesondert ver-
rechnet. 

4.5 Die Preise verstehen sich zuzüglich Umsatzsteuer und mangels anderer 
Vereinbarung zuzüglich sonstiger Steuern, Abgaben und Gebühren.  

 
 
 
 

5. Zahlung 
5.1 Die Höhe und Fälligkeit des einmaligen und/oder laufenden Nutzungsent-

gelts ist einzelvertraglich zu vereinbaren, ebenso wie eine allfällige Wertsi-
cherung. 

5.2 Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, wegen Gewährleistungsansprüchen 
oder sonstigen Ansprüchen Zahlungen zurückzuhalten oder aufzurechnen. 

5. 3 Eine Zahlung gilt an dem Tag als geleistet, an dem der Auftragnehmer über 
sie verfügen kann. 

5.4 Ist der Auftraggeber mit einer vereinbarten Zahlung oder sonstigen Leistung 
aus diesem oder anderen Rechtsgeschäften im Verzug, so kann der Auf-
tragnehmer unbeschadet seiner sonstigen Rechte 
a) die Erfüllung seiner eigenen Verpflichtungen bis zur Bewirkung dieser 

Zahlung oder sonstigen Leistung aufschieben und eine angemesse-
ne Verlängerung der Leistungsfrist in Anspruch nehmen, 

b) sämtliche offene Forderungen aus diesem oder anderen Rechtsge-
schäften fällig stellen und für diese Beträge ab der jeweiligen Fällig-
keit die gesetzlichen Verzugszinsen  zuzüglich Umsatzsteuer ver-
rechnen,    sofern der Auftragnehmer nicht darüber hinausgehende 
Kosten nachweist, 

c) im Falle der qualifizierten Zahlungsunfähigkeit, das heißt nach zwei-
maligem Zahlungsverzug, andere Rechtsgeschäfte nur mehr gegen 
Vorauskassa erfüllen. 

d) unter Setzung einer Nachfrist von 14 Tagen den Vertrag mit soforti-
ger Wirkung auflösen. In jedem Fall ist der Auftragnehmer berechtigt 
vorprozessuale Kosten, insbesondere Mahnspesen und Rechtsan-
waltskosten gemäß den gesetzlich anwendbaren Vorschriften dem 
Auftraggeber in Rechnung zu stellen. 

5.5  Der Auftragnehmer hat das Recht die Rechnung auf elektronischem Wege 
zu übermitteln. 

6. Gewährleistung und Einstehen für Mängel 
6.1. Der Auftragnehmer leistet Gewähr für die ordnungsgemäße Durchführung 

der vertraglich vereinbarten Wartungsleistung. Wenn einzelvertraglich 
nichts anderes vereinbart ist, gilt die gesetzliche Gewährleistungsfrist für 
die einzelnen Wartungsleistungen.  

6.2 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, richtet sich die Beweislast 
dafür, dass der Mangel bereits zum Übergabezeitpunkt vorhanden war, 
nach den gesetzlichen Gewährleistungsbestimmungen. 

6.3 Aus Angaben in Katalogen, Prospekten, Werbeschriften und schriftlichen 
oder mündlichen Äußerungen, die nicht in den Vertrag aufgenommen wor-
den sind, können weder Gewährleistungsansprüche abgeleitet noch Haf-
tungen begründet werden. 

6.4 Voraussetzung für die Geltendmachung von Gewährleistungsansprüchen 
ist, sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, eine unverzügliche Prü-
fung der durchgeführten Wartung sowie eine unverzügliche schriftliche 
Mängelrüge, in welcher der Auftraggeber nach besten Bemühungen die 
Abweichung von der Spezifikation; die Bedienschritte, welche zum Mangel 
geführt haben; sowie die Fehlermeldung der Software detailliert bekannt-
zugeben hat. 

6.5 Voraussetzung jeder Mängelbeseitigung ist, dass 
a) es sich um einen funktionsstörenden Fehler handelt; 
b) dieser reproduzierbar ist; 
c) der Auftraggeber ihm allenfalls innerhalb der Gewährleistungsfrist 

kostenlos angebotene neue Versionen installiert hat; 
d) der Auftragnehmer vom Auftraggeber alle für die Fehlerbeseitigung 

notwendigen Unterlagen und Informationen erhält; und 
e) dem Auftragnehmer während dessen Normalarbeitszeit der Zugang 

zu Hardware und Software ermöglicht wird. 
6.6 Die Beseitigung von Mängel, das sind funktionsstörende Abweichungen von 

den gültigen Spezifikationen, erfolgt nach Wahl des Auftragnehmers durch 
Lieferung einer neuen Software oder durch entsprechende Änderung des 
Programms. 

6.7 Für Software, an der der Auftraggeber oder Dritte ohne vorherige schriftli-
che Zustimmung des Auftragnehmers Änderungen vorgenommen haben, 
besteht keine Gewährleistung, auch wenn der Mangel in einem nicht geän-
derten Teil auftritt.  

6.8 Sämtliche Ansprüche aus dem Titel der Mangelhaftigkeit der gelieferten und 
lizensierten Software unterliegen nicht den gegenständlichen Bedingun-
gen. 

7. Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrecht 
7.1 Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber in der Abwehr aller Ansprüche 

unterstützen, die darauf beruhen, dass durch die Leistungserbringung ein 
nach der österreichischen Rechtsordnung wirksames gewerbliches Schutz-
recht oder Urheberrecht verletzt wird. Der Auftraggeber wird den Auftrag-
nehmer unverzüglich schriftlich benachrichtigen und im Falle eines Rechts-
streites eine Streitverkündung vornehmen, falls derartige Ansprüche gegen 
ihn erhoben werden. 

7.2 Werden Ansprüche aus der Verletzung von Schutzrechten geltend gemacht, 
welche der Auftragnehmer zu vertreten hat, kann der Auftragnehmer auf 
eigene Kosten die Software ändern, austauschen oder ein Nutzungsrecht 
erwirken. Ist dies mit angemessenem Aufwand nicht möglich, hat der Auf-
traggeber auf Verlangen des Auftragnehmers unverzüglich das Original 
und alle Kopien der Software einschließlich überlassener Unterlagen zu-
rückzugeben. Hiermit sind alle Ansprüche des Auftraggebers bezüglich der 
Verletzung gewerblicher Schutzrechte und des Urheberrechts, unter Aus-
schluss jeder weitergehenden Verpflichtung des Auftragnehmers, ab-
schließend geregelt. 
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Softwarewartungsbedingungen - herausgegeben vom  Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie Österreichs (FEEI) 

7.3 Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, die Nutzung der von War-
tungsleistungen umfassten oder betroffenen Software zu prüfen („Audit“), 
vorausgesetzt, er kündigt die Prüfung 14 Tage im Voraus schriftlich an. Der 
Auftraggeber ist verpflichtet, bei dem Audit behilflich zu sein und dem Auf-
tragnehmer hinreichenden Zugang zu Informationen zu gewähren. Gege-
benenfalls zu wenig bezahltes Entgelt ist innerhalb von 14 Tagen nach 
schriftlicher Aufforderung, inkl. der Kosten des Audits, nachzuentrichten. 
Wenn die Zahlung nicht erfolgt, ist der Auftragnehmer berechtigt den Ver-
trag außerordentlich zu kündigen.  

Sofern der Auftragnehmer beim Audit nicht fündig wird, trägt jede Partei, ihre 
Kosten. 

7.4 Der Auftraggeber stellt sicher, dass die von Wartungsleistungen umfasste 
oder betroffene Software durch bei ihm eingesetzte Open Source Software 
nicht unter dieselben OSS-Lizenzbedingungen fällt.  

7.5 Für Software, für die der Auftragnehmer nur ein abgeleitetes Nutzungsrecht 
besitzt und die keine Open Source Software ist (Fremdsoftware), gelten 
zusätzlich und vorrangig vor diesen Bestimmungen die zwischen dem Auf-
tragnehmer und seinem Lizenzgeber vereinbarten Nutzungsbedingungen, 
soweit sie den Auftraggeber betreffen (wie z.B. End User License Agree-
ment). Der Auftragnehmer weist auf diese hin und macht sie auf Verlangen 
dem Auftraggeber zugänglich. 

8. Haftung 
8.1 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, haftet der Auftragnehmer 

für Schäden, nur sofern ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit nachgewie-
sen werden, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften. Die Gesamthaftung 
des Auftragnehmers in Fällen der groben Fahrlässigkeit ist auf den Netto-
auftragswert oder auf EUR 500.000,- begrenzt, je nachdem, welcher Wert 
niedriger ist. Pro Schadensfall ist die Haftung des Auftragnehmers auf 25 
% des Nettoauftragswertes oder auf EUR 125.000,- begrenzt, je nachdem, 
welcher Wert niedriger ist. 

8.2 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, sind die Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit, mit Ausnahme von Personenschäden, sowie der Ersatz von 
Folgeschäden, reinen Vermögensschäden, indirekten Schäden, Produkti-
onsausfall, Finanzierungskosten, Kosten für Ersatzenergie, Verlust von 
Energie, Daten oder Informationen, des entgangenen Gewinns, nicht er-
zielter Ersparnisse, von Zinsverlusten und von Schäden aus Ansprüchen 
Dritter gegen den Auftraggeber ausgeschlossen. 

8.3 Sofern einzelvertraglich nicht anders vereinbart, ist bei Nichteinhaltung 
allfälliger Bedingungen für Installation, Implementierung und Benutzung 
(wie z.B. in Bedienungsanleitungen enthalten) oder von behördlichen Zu-
lassungsbedingungen jeder Schadenersatz ausgeschlossen. 

8.4 Sind Vertragsstrafen vereinbart, sind darüber hinausgehende Ansprüche 
des Auftraggebers aus dem jeweiligen Titel ausgeschlossen. 

8.5 Die Regelungen des Punktes 8 gelten abschließend für sämtliche Ansprü-
che des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer, gleich aus welchem 
Rechtsgrund und -titel und sind auch für alle Mitarbeiter, Subunternehmer 
und Sublieferanten des Auftragnehmers wirksam. 

9, Kündigung und Rücktritt vom Vertrag 
9.1 Jede Partei ist zur Kündigung des Vertrages berechtigt, wenn die andere 

Partei es bei Verletzung einer Vertragsbestimmung unterlassen hat, inner-
halb von 30 Tagen nach Erhalt einer schriftlichen Aufforderung der ande-
ren Partei zur Wiedergutmachung der Verletzung, dieser Aufforderung 
nachzukommen. 

9.2 Falls über das Vermögen einer Vertragspartei ein Insolvenzverfahren 
eröffnet wird oder ein Auftrag auf Einleitung eines Insolvenzverfahrens 
mangels hinreichenden Vermögens abgewiesen wird, ist die andere Ver-
tragspartei berechtigt, ohne Setzung einer Nachfrist  vom Vertrag zurück-
zutreten. Wird dieser Rücktritt ausgeübt, so wird er sofort mit der Entschei-
dung wirksam, dass das Unternehmen nicht fortgeführt wird. Wird das Un-
ternehmen fortgeführt, so wird ein Rücktritt erst 6 Monate nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens oder nach Abweisung des Antrages auf Eröffnung 
mangels Vermögens wirksam. Jedenfalls erfolgt die Vertragsauflösung mit 
sofortiger Wirkung, sofern das Insolvenzrecht, dem die insolvente Ver-
tragspartei unterliegt, dem nicht entgegensteht oder wenn die Vertragsauf-
lösung zur Abwendung schwerer wirtschaftlicher Nachteile des Vertrags-
partners der insolventen Vertragspartei unerlässlich ist.  

9.3 Eine Vertragskündigung nach 9.1 begründet keine Haftung für die die 
Kündigung aussprechende Partei. 
10. Datenschutz 
10.1 Der Auftraggeber wird die Einhaltung der Gesetze zum Schutz personen-

bezogener Daten sicherstellen. Sofern der Auftragnehmer im Zuge der 
Wartung Zugriff auf personenbezogene Daten erhält, wird der Auftraggeber 
sicherstellen, dass die Betroffenen der Verwendung ihrer Daten zuge-
stimmt haben, sofern und soweit dies für die Erbringung der Wartung er-
forderlich ist.       

10.2 Der Auftraggeber räumt dem Auftragnehmer ein räumlich und zeitlich 
unbegrenztes, nicht exklusives, übertragbares sowie vergütungsfreies 
Recht ein, die Daten der vom Auftrag betroffenen Anlage automationsge-
stützt zu verarbeiten und in neutralisierter Form statistisch auszuwerten 
sowie die im Rahmen der Wartung gewonnenen Erkenntnisse für eigene 
Zwecke sowie insbesondere für die Erbringung von Wartungsleistungen 
gegenüber Dritten zu verwenden. 

 
 
 
 
 
 

11 Geltendmachung von Ansprüchen 
Alle Ansprüche des Auftraggebers sind bei sonstigem Anspruchsverlust binnen 

3 Jahren ab Durchführung der Leistungen gerichtlich geltend zu machen, 
sofern gesetzliche Bestimmungen nicht andere Fristen vorsehen. 

12 Einhaltung von Exportbestimmungen 
12.1 Der Auftraggeber hat bei Weitergabe der vom Auftragnehmer gelieferten 

Waren oder vorgenommenen Wartungsleistungen sowie dazugehöriger 
Dokumentation unabhängig von der Art und Weise der Zurverfügungstel-
lung oder der vom Auftragnehmer erbrachten Leistungen einschließlich 
technischer Unterstützung jeder Art an Dritte die jeweils anwendbaren Vor-
schriften der nationalen und internationalen (Re-) Exportbestimmungen 
einzuhalten. In jedem Fall hat er bei Weitergabe der Waren oder der Vor-
genommenen Wartungsleistungen an Dritte die (Re-)Exportbestimmungen 
des Sitzstaates des Auftragnehmers, der Europäischen Union, des Verei-
nigten Königreiches Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten 
Staaten von Amerika zu beachten.  

12.2 Sofern für Exportkontrollprüfungen erforderlich, hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer nach Aufforderung unverzüglich alle erforderlichen Informa-
tionen, u.a. über Endempfänger, Endverbleib und Verwendungszweck der 
Waren bzw. Leistungen zu übermitteln.  

13. Allgemeines  
13.1 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber zu informieren, wenn er sich der 

Leistung von Unterauftragnehmern bedient. Konzernverbundene Unter-
nehmen des Auftragnehmers gelten vorab als genehmigt. 

13.2 Falls einzelne Bestimmungen des Vertrages oder dieser Bedingungen 
unwirksam sein sollten, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 
nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige, die dem 
angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen.  

13.3 Die deutsche Sprachfassung gilt als authentische Fassung der Bedingun-
gen und ist auch die zur Vertragsauslegung zu verwendende. 

14. Gerichtsstand und Recht  
Zur Entscheidung aller aus dem Vertrag entstehenden Streitigkeiten – ein-

schließlich solcher über sein Bestehen oder Nichtbestehen – ist das sach-
lich zuständige Gericht am Hauptsitz des Auftragnehmers, in Wien jenes 
im Sprengel des Bezirksgerichtes Innere Stadt, ausschließlich zuständig. 
Der Vertrag unterliegt österreichischem Recht unter Ausschluss der Wei-
terverweisungsnormen. Die Anwendung des UNCITRAL-Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf 
wird ausgeschlossen.  

15. Vorbehaltsklausel 
Die Vertragserfüllung seitens des Auftragnehmers steht unter dem Vorbehalt, 

dass der Erfüllung keine Hindernisse aufgrund von nationalen oder interna-
tionalen (Re-) Exportbestimmungen, insbesondere keine Embargos 
und/oder sonstige Sanktionen, entgegenstehen. 

 
Stand April 2018 

 



 

Allgemeine Verkaufsbedingungen 

 

der Firma SmartGarden GmbH, Peter Tunner Straße 19, 8700 Leoben Österreich, (entspricht im 
Wesentlichen dem Vorschlag der Wirtschaftskammer Österreich, Sparte Handel, für die ihr 
zuzurechnenden Wirtschaftskammer-Mitglieder). 

 

I. Geltung 

Die Lieferungen, Leistungen und Angebote unseres Unternehmens erfolgen ausschließlich aufgrund 
dieser Geschäftsbedingungen; abweichende  Bedingungen des Kunden erkennen wir nicht an, es sei 
denn, wir hätten ausdrücklich ihrer Geltung zugestimmt. Vertragserfüllungshandlungen unsererseits 
gelten insofern nicht als Zustimmung zu von unseren Bedingungen abweichenden 
Vertragsbedingungen. Diese Geschäftsbedingungen gelten als Rahmenvereinbarung auch für alle 
weiteren Rechtsgeschäfte zwischen den Vertragsparteien. 

 

II. Vertragsabschluss 

Die Vertragssprache ist Deutsch. 

Unser Angebot richtet sich ausschließlich an Kunden mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in 
Österreich. 

Die Bestellung des Kunden stellt ein Angebot dar. Ein Vertrag kommt erst nach Annahme 
unsererseits, spätestens mit Versendung der Ware zustande. 

Eine Bestellung ist nur möglich, wenn alle im Bestellformular mit * bezeichneten Pflichtfelder 
ausgefüllt sind. Vor dem endgültigen Abschicken der Bestellung erhält der Kunde die Möglichkeit, 
seine Bestellung zu korrigieren.  Unterstützende Detailinformationen erhält der Kunde direkt im Zuge 
des Bestellvorganges. 

Wenn die Bestellung bei uns eingelangt ist, wird der Kunde über die von ihm bekannt gegebene E-
Mail Adresse vom Eingang seiner Bestellung verständigt. Diese Verständigung stellt noch keine 
Annahme seines Angebots dar. 

Sollten wir der Bestellung des Kunden aus irgendwelchen Gründen nicht nachkommen können, wird 
der Kunde darüber per E-Mail verständigt. 

 

III. Preis 

Alle Preise verstehen sich inklusive aller Steuern und Abgaben vorbehaltlich Satz- und Druckfehler. 
Unsere Preise beinhalten nicht die Kosten für Zustellung, Montage oder Aufstellung. Unsere 
Verkaufspreise verstehen sich zuzüglich Versandkosten.  



 

IV. Zahlungsbedingungen, Verzugszinsen 

Mangels gegenteiliger Vereinbarung sind unsere Forderungen Zug um Zug gegen Übergabe der Ware 
bar zu bezahlen. Skontoabzüge bedürfen einer gesonderten Vereinbarung 

Selbst bei unverschuldetem Zahlungsverzug des Vertragspartners sind wir berechtigt, Verzugszinsen 
in der Höhe von 16,5% jährlich zu verrechnen. 

Zahlungen des Kunden gelten erst mit dem Zeitpunkt des Einganges auf unserem Geschäftskonto als 
geleistet. 

 

V. Vertragsrücktritt 

Kunden, die Verbraucher im Sinne des Österreichischen Konsumentenschutzgesetzes oder ähnlicher 
Gesetze in ihren jeweiligen Wohnsitzstaaten sind, können binnen einer Frist von 14 Kalendertagen ab 
Erhalt der Lieferung der bestellten Ware von einem im Fernabsatz geschlossenen Vertrag (oder einer 
im Fernabsatz abgegebenen Vertragserklärung) zurücktreten. 

Es genügt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird. Samstage, Sonntage 
und Feiertage zählen zur Berechnung nicht mit. 

Im Falle des Rücktritts findet eine gänzliche oder teilweise Rückerstattung des Kaufpreises nur Zug 
um Zug gegen Zurückstellung der vom Besteller erhaltenen Ware statt. Tritt der Verbraucher gemäß 
dieser Bestimmung vom Vertrag zurück, hat er die Kosten der Rücksendung der Ware zu tragen. 
Ware die unfrei zurückgesendet wird, kann durch uns nicht übernommen werden. Bei 
Dienstleistungen, mit deren Ausführung vereinbarungsgemäß innerhalb von 7 Werktagen ab 
Vertragsabschluss begonnen wird, ist ein Rücktritt nicht möglich. Das Rücktrittsschreiben ist zu 
übermitteln an: SmartGarden GmbH, Peter Tunner Straße 19, 8700 Leoben Österreich oder per 
formlos Mail an office@smart-garden.at. 

Die Ware muss in ungenütztem und als neu wiederverkaufsfähigen Zustand und in der 
Originalverpackung zurückgeschickt werden. Bei Artikel die durch Gebrauchsspuren beeinträchtigt 
sind, wird von uns ein angemessenes Entgeld für die Wertminderung erhoben. Gleiches gilt, wenn 
bei Rückgabe Zubehör oder Teile fehlen. 

 

VI. Transport – Gefahrtragung – Lieferung – Annahmeverzug 

Unsere Verkaufspreise beinhalten keine Kosten für Zustellung, Montage oder Aufstellung. Auf 
Wunsch werden jedoch diese Leistungen gegen gesonderte Bezahlung von uns erbracht bzw. 
organisiert.  Montagearbeiten werden nach Zeitaufwand berechnet, wobei ein branchenüblicher 
Mannstundensatz als vereinbart gilt. 

Mangels gegenteiliger Vereinbarung trägt das Risiko des Transportes bei Lieferung der Verbraucher. 

 



Hat der Kunde die Ware nicht wie vereinbart übernommen (Annahmeverzug), sind wir nach 
erfolgloser Nachfristsetzung berechtigt, die Ware entweder bei uns einzulagern, wofür wir eine 
Lagergebühr von 0,1 % des Bruttorechnungsbetrages pro angefangenen Kalendertag in Rechnung 
stellen. Gleichzeitig sind wir berechtigt, entweder auf Vertragserfüllung zu bestehen, oder nach 
Setzung einer angemessenen, mindestens 2 Wochen umfassenden Nachfrist vom Vertrag 
zurückzutreten und die Ware anderweitig zu verwerten. Ein bereits überwiesener Kaufpreis wird 
abzüglich der uns entstandenen Kosten rücküberwiesen. 

 

VII. Lieferfrist 

Zur Leistungsausführung sind wir erst dann verpflichtet, sobald der Kunde all seinen Verpflichtungen, 
die zur Ausführung erforderlich sind, nachgekommen ist, insbesondere alle technischen und 
vertraglichen Einzelheiten, Vorarbeiten und Vorbereitungsmaßnahmen erfüllt hat. 

Wir sind berechtigt, die vereinbarten Termine und Lieferfristen um bis zu einer Woche zu 
überschreiten. Erst nach Ablauf dieser Frist kann der Kunde nach Setzung einer angemessenen 
Nachfrist vom Vertrag zurücktreten. 

 

VIII. Erfüllungsort 

Erfüllungsort für unsere Leistung ist der Sitz unseres Unternehmens. 

 

IX. Gewährleistung – Garantie 

Wir leisten Gewähr im Rahmen der gesetzlichen Fristen. Ob und inwieweit für ein jeweiliges Produkt 
allenfalls eine über unsere Gewährleistung hinausgehende Herstellergarantie besteht, ist auf der 
Rechnung vermerkt. 

Vor Anschluss oder Transport von EDV-technischen Produkten bzw. vor Installation von 
Computerprogrammen ist der Kunde verpflichtet, den auf der Computeranlage bereits bestehenden 
Datenbestand ausreichend zu sichern, andernfalls er für verlorengegangene Daten sowie für alle 
damit zusammenhängenden Schäden die Verantwortung zu tragen hat. 

 

X. Schadenersatz 

Schadenersatzansprüche in Fällen leichter Fahrlässigkeit sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für 
Personenschäden oder Schäden an zur Bearbeitung übernommenen Sachen sowie 
Produkthaftungsansprüche. 

 

XI. Eigentumsvorbehalt 

Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung unser Eigentum. 



Im Falle des Zahlungsverzuges des Kunden sind wir berechtigt, unsere Rechte aus dem 
Eigentumsvorbehalt geltend zu machen. Es wird vereinbart, dass in der Geltendmachung des 
Eigentumsvorbehalts kein Rücktritt vom Vertrag liegt, außer wir erklären den Rücktritt vom Vertrag 
ausdrücklich. 

 

XII. Forderungsabtretungen 

Bei Lieferung unter Eigentumsvorbehalt tritt der Kunde uns schon jetzt seine Forderungen gegenüber 
Dritten, soweit diese durch Veräußerung oder Verarbeitung unserer Waren entstehen, bis zur 
endgültigen Bezahlung unserer Forderungen zahlungshalber ab. Der Kunde hat uns auf Verlangen 
seine Abnehmer zu nennen und diese rechtzeitig von der Zession zu verständigen. Die Zession ist in 
den Geschäftsbüchern, insbesondere in der offenen Posten – Liste einzutragen und auf 
Lieferscheinen, Fakturen etc. dem Abnehmer ersichtlich zu machen. Ist der Kunde mit seinen 
Zahlungen uns gegenüber im Verzug, so sind die bei ihm eingehenden Verkaufserlöse abzusondern 
und hat der Kunde diese nur in unserem Namen inne. Allfällige Ansprüche gegen einen Versicherer 
sind in den Grenzen des § 15 Versicherungsvertragsgesetz bereits jetzt an uns abgetreten. 

Forderungen gegen uns dürfen ohne unsere ausdrückliche Zustimmung nicht abgetreten werden. 

 

XIII. Rechtswahl, Gerichtsstand 

Es gilt österreichisches Recht. Die Anwendbarkeit des UN-Kaufrechtes wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. Die Vertragssprache ist Deutsch. Die Vertragsparteien vereinbaren österreichische, 
inländische Gerichtsbarkeit. Handelt es sich nicht um ein Verbrauchergeschäft, ist zur Entscheidung 
aller aus diesem Vertrag entstehenden Streitigkeiten das am Sitz unseres Unternehmens sachlich 
zuständige Gericht ausschließlich örtlich zuständig. 

 

XIV. Datenschutz, Adressenänderung und Urheberrecht 

Der Kunde erteilt seine Zustimmung, dass auch die im Kaufvertrag mitenthaltenen 
personenbezogenen Daten in Erfüllung dieses Vertrages von uns automationsunterstützt gespeichert 
und verarbeitet werden. 

Der Kunde ist verpflichtet, uns Änderungen seiner Wohn- bzw. Geschäftsadresse bekanntzugeben, 
solange das vertragsgegenständliche Rechtsgeschäft nicht beiderseitig vollständig erfüllt ist. Wird die 
Mitteilung unterlassen, so gelten Erklärungen auch dann als zugegangen, falls sie an die zuletzt 
bekanntgegebene Adresse gesendet werden. 

Pläne, Skizzen oder sonstige technische Unterlagen bleiben ebenso wie Muster, Kataloge, Prospekte, 
Abbildungen und dergleichen stets unser geistiges Eigentum; der Kunde erhält daran keine wie 
immer gearteten Werknutzungs- oder Verwertungsrechte. 
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